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Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Belikſch- Bikkerfeld,
Wittenberg Schweinik, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Werbewoche.
Die Vertrauensleute der Arbeiterbewegung rufen die

denkenden Arbeiter in unſerm ganzen Bezirke auf, die
kommenden Tage bis zum 1. Oktober als

Werbetage für das Volksblatt
auszunutzen. Seit den gewaltigen Anſtrengungen bei der
Reichstagswahl 1912 iſt für das Volksblatt noch keine
Agitation unternommen worden, die ſich planmäßig an
die Mithilfe

jedes einzelnen Parteigenoſſen
gewendet hätte. Es iſt jetzt die höchſte Zeit, daß einmal
wirklich die

Maſſen auf den Plan treten
und ein Stück Kulturarbeit leiſten. Dabei iſt an

chiedene Aufgaben zu denken. Vor allem gilt es, die
vielen Tauſende

organiſierter Gewerkſchaftsmitglieder,
die noch immer ihr Volksblatt nicht halten, als Leſer des
Arbeiterorgans zu gewinnen. Den meiſten von ihnen
wird in dieſer Werbezeit das Volksblatt täglich frei zuge
ſtellt werden, damit ſie aus ſeinem Jnhalt und ſeiner
Kampfesführung die Notwendigkeit erkennen mögen, ſich
laufend über den großen Tageskampf des Proletariats zu
unterrichten. Sie müſſen endlich auch geiſtig in die

fes nſchaft der Arbeiterklaſſe eintreten, der ſie
mat ſchon angehören.
Eine weitere Aufgabe iſt,

die Frauen,
vor allem die Arbeiterinnen für das Volksblatt in Maſſen
zu gewinnen. Jhnen konnte in der Tat im Volksblatt
bisher viel zu wenig geboten werden. Aber nun iſt durch
Einführung eines

täglichen Anterhaltungsblattes
ein Schritt vorwärts getan worden, der in der Haupt-
ſache auch der beſſeren Jntereſſenvertretung der Frauen
zugute kommen ſoll. Vom Donnerstag, 25. Sep-
tember, an wird das Unterhaltungsblatt täglich erſchei-nen. Einen Unterhaltungsſtoff zum Totſhlagen der

t werden die Leſerinnen freilich nicht zu erwarten
aben, ganz von den verlogenen Rührgeſchich

ten, mit denen die bürgerliche Preſſe die Frauen vom
Denken und ſozialen Erwachen planmäßig fernhält.
Unſer neues Unterhaltungsblatt wird die Leſer und

nen über ernſte ſoziale und kulturelle
Fragen unterhalten. Die Arbeiterklaſſe braucht

die Frau als Mitkämpferin,
ſonſt bleibt ihr Befreiungskampf in Halbheiten ſtecken.n. gehe Frauen als Leſerinnen des Volks
blatts an!

Und die dritte und ſchwerſte Aufgabe iſt: die

Gewinnung der Jndifferenten.
Der größte Fluch des Kapitalismus iſt, daß er durch
die Schwere der Arbeit den Arbeitern die Nerven und
Gehirnkraft ausſaugt, ſie geiſtig zu läh men trachtet,
das Erwachen zum Denken planmäßig zu unter-
binden ſucht. Wo die Arbeitszeit am längſten, der
Druck der Arbeit am größten, der Lohn am erbärmlich-
ſten da iſt auch das politiſche und ſoziale Denken am
ſchwerſten zu wecken. Aber es muß verſucht werden

geradejetzt.
Wirtſchaftskriſe und ungeheure Arbeits
loſigkeit, Lebensmittelteuerung und Not

peitſchen auch bisher dumpfe und ſtumpfe Schichten desdrehen ventee un Nachdenken. Hier muß der den

kende Arbeiter eingreifen! Hier gilt es
Kulturarbeit zu leiſten.

Tauſende von ſozialdemokratiſchen Werbern müſſen dengerlſchenten e t den Weg zum politiſchen Erkennen,

den Weg zur Organiſation weiſen.
Wer will ſich dem entziehen

m Nutzt die Stunde! Jeder Leſer werbeweichen nen en Bezieher des Volksblatts an.
Viele Tauſende ſolcher Einzeltaten ſummieren ſich dann
u einer gewaltigen Tat. Dieſe Arbeit liegt im Intereſſe

ber Hebung der ganzen Arbeiterklaſſe, ſie liegt

im Intereſſe des Kulturfortſchritts.

Der Jenaer Parteitag.
22. J

Der dritte Jenger Parteitag war in mancherlei Betracht von
einſchneidender Bedeutung. Er zeigte vor allem ſo offenkundig,
wie noch kein Parteitag vorher, daß die Sozialdemokratie durch
ihre praktiſche Arbeit, beſonders durch den Parlamentarismus,
den Charakter als Reformpartei außerordentlich
ſtark entwickelt hat. Das iſt an ſich natürlich, denn die in den
Organiſationen und in den Parlamentsvertretungen aufge-
ſpeicherte Macht muß unbedingt wirken und poſitiv ſchaffen.
Aber dieſe allſeitige Betätigung hat ihre Tendenz uns durch
arbeitende Anteilnahme mit dem herrſchenden Syſteme ſtark
zu verknüpfen, ſo maſſig entfaltet, daß wir heute nicht
mehr ſo ſehr das in den Vordergrund ſtellen, was die Arbeiter-
klaſſe als wertſchaffender Faktor zu fordern berechtigt iſt,
ſondern uns an den Fortſchritten freuen und die Werbetaktik
durch Hervorhebung „poſitiver Erfolge“ beſtreiten. Die Er-
ledigung der Steuerfrage war hier das Muſterbeiſpiel.
Durch eine Zwangslage ſind wir beſtimmt worden, Steuern
für Zwecke zu bewilligen, die wir bekämpfen. Die von den
Sozialdemokraten bewilligten Millionen ſind zur Stärkung des
Machtinſtruments Militarismus beſtimmt, mit dem die
herrſchende Klaſſe die Arbeiterſchaft niederhält.
Mit dem von den Sozialdemokraten (finanziell) gekräftigten
Militarismus wird die Ausbeutung und Rechtloſigkeit der Ar-
beiterklaſſe aufrecht erhalten, wird dem Jmperialismus die
Unterjochung fremder Völker und Weltteile geſichert. Das
ſteht unumſtößlich feſt. Aber: die Fraktionsmechrheit
entſchied dieſe Frage nicht mehr grundſätzlich, ſondern
rein praktiſch. Nicht mehr die Wirkung in die Zukunft
und gegen das ganze Syſtem war ausſchlaggebend, ſondern
die für den Augenblick. Der Gedankengang war: das Militär
iſt bewilligt, jetzt ſorgen wir nur dafür, daß die Arbeiterklaſſe
möglichſt und direkt bei den Laſten erſchont bleibt. Dieſe rein
praktiſche Erwägung war entſcheidend denn wir ſind eine
praktiſche Reformparteil! Und dieſe ſelbe rein prak-
tiſche Richtſchnur hat der Parteitag unſerer ganzen
Steuerpolitik für die Zukunft vorgeſpannt. Hier
liegen unſere Bedenken. Das ganze Problem hat man durch
eine praktiſche Vorentſcheidung als dauernd gelöſt betrachtet.
An dem Geſchick der herrſchenden Gewalten liegt es nun, die
Situation immer ſo zu wählen und zu formen, daß die Sozial
demokratie nach dieſem Muſter „in Zwangslage“ gerät. Mit
ihren ungeheuren Machtmitteln gelingt es den Herrſchenden
vielleicht, die Ausbeutung immer ſo profitabel zu erhalten, daß
ſie gut und gern einige Koſten dafür übernehmen können. Dann
wirkt die Sozialdemokratie als Stütze ihres Syſtems! Dieſe
Schlußfolgerung muß ausgeſprochen werden, obgleich wir nicht
glauben, daß die Entwicklung dieſe Bahnen ohne weiteres
gehen wird. Die Neigung aber, unſere geſamte Taktik „grund-
ſätzlich' von praktiſchen Augenblickserforderniſſen diktieren zu
laſſen, auch wenn ſie auf die Herausarbeitung unſeres Klaſſen-
kampfprinzips lähmend wirkt, iſt im Wachſen und in Jena
deutlich offerbar geworden. Vorbereitet und gekeimt iſt ſie
ſchon lange, das muß den Befürwortern der Reſolution Wurm
zugegeben werden ihr praktiſches Beweismaterial über frühere
Anträge, Erklärungen uſw. war richtig. Aber an einem ſo
ſchroffen praktiſchen Falle war dieſe Tendenz unſeres Parla-
mentarismus noch nicht offen kundig geworden. Die Trag-
weite und die Konſequenzen waren bisher noch nicht klar.
Niemand kann ſagen, dieſe unſere Entwicklung ſei „falſch“.
Falſch iſt ſchließlich nichts, was eine große Maſſenpartei wirk-
lich als feſtgeſtellter organiſierter Maſſenwille beſchließt.
Die gewaltige Parteimehrheit will es ſo, damit iſt zu rechnen.
Ob die Folgen dieſer Taktik unſere Werbekraft ſtärken oder
ſchwächen werden, kann allein die Zukunft entſcheiden. Wir
yaben nach wie vor mit aller Kraft für die Wahlen und die
Stärkung der Fraktion zu ſorgen, wir haben aber die doppelte
Pflicht, den Klaſſenkampf und ſein Endziel ſo klar
und ſchroff wie nur irgendmöglich in den Vordergrund unſerer
Werbearbeit zu ſtellen.

Das zweite Beiſpiel, wie eine errungene große Organi-
ſationsmacht die ſcharfe Agreſſivtaktik beeinflußt, war die Er-
ledigung der Maſſenſtreikfrage. Wir haben zu viel
zu verlieren das klang als tiefer Unterton in den ent
ſcheidenden Reden von Scheidemann und beſonders von Bauer
und anderen. Deshalb keine, „gefährliche“ Offenſivtaktik, ſon
deren abwarten. So wenig die Diskuſſion und die Ent
ſcheidung in der Maſſenſtreikfrage uns zu befriedigen vermag,
ſo ſehr glauben wir, daß uns die Situation zu großen Maſſen
kämpfen bald genug zwingen wird. Von einer „Propagierung“
des Maſſenſtreikgedankens will die beſchloſſene Reſolution zwar
nichts wiſſen, aber die Erforderniſſe der Zeit kehren ſich nicht
daran, denn daß wir ohne die aktive Anteilnahme der Volks-
maſſen auf irgendeinem Gebiete einen Schritt vorwärts kom-
men könnten das will wohl niemand behaupten. Wir an
unſerem Teil werden die Volksmaſſen immer wieder darauf
hinweiſen, das iſt ſelbſtverſtändlich. Bedenklich ſind nur die
Erklärungen der Gewerkſchaftsführer auf dem Parteitage. Die
Reſolution beſtätigt den Mannheimer Beſchluß, daß bei der
Frage eines Maſſenſtreiks der Parteivorſtand mit der General-
kommiſſion der Gewerkſchaften einig ſein müſſe. Nun ſagte
aber z. B. Genoſſe Bauer in Jena: „Bei uns im Deutſchland
iſt die Wahlrechtsfrage keine Lebensfragedes Prole-
tariats“, und es wäre „geradezu verbrecheriſch, wenn
man fortgeſetzt die Arbeiter in eine Stimmung hineinredet
(nach einer anderen Lesart hineinhetzt), die den Verhältniſſen
nicht angepaßt iſt. „Die ganze Frage iſt keine Gewerk- reiches, als nach dem Tode Alexanders des Großen die Diag-

ſchaftsfrage.“ Dieſe Erklärungen ſtimmen ſehr bedenk-
lich, trotzdem der neue Vorſitzende Genoſſe Ebert im Schluß-
wort nochmals betonte, in Preußen werde es nur ein freies
Wahlrecht oder den Maſſenſtreik geben. Gut, nehmen wir dies
Wort als Ausdruck der Geſamtſtimmung. Es meint doch wohl,
daß wir in Preußen bei der erſten günſtigen Gelegenheit die
Jnangriffnahme einer Wahlreform durch kräftige Maſſen-
aktionen erzwingen und dann während des Reformhandels das
Dreiklaſſenparlament unter den Druck des Volkes ſtellen
wollen. Daß ſich dabei unſere Aktionen der Situation gemäß
ſteigern werden, iſt ſelbſtverſtändlich. Für dieſen Kampf
müſſen die Maſſen planmäßig vorbereitet werden.

Der Jenager Parteitag zeigte noch eine andere Seite unſerer
Entwicklung: der Schwerpunkt bei allen Parteientſcheidungen
iſt immer mehr in die Anſtanzen verlegt worden. Das iſt
bei reinen Organiſationsfragen kein Uebelſtand und ganz
natürlich. Aber zu beklagen iſt, daß auch die taktiſchen
und politiſchen Fragen jetzt von den Jnſtanzen ſo ent-
ſcheidend „vorberaten“ werden, daß der Parteitag eigentlich
nur die gefaßten Beſchlüſſe ſanktionieren kann und auch tat-
ſächlich ſanktioniert. Die Reſolution zur Maſſenſtreikfrage
und die Wahl des Parteivorſitzenden waren Beiſpiele. Der
Parteivorſtand hat die Reſolution entworfen und den Aus
druck eines ſtarken politiſchen Wollens hin eingeſchrieben. Das
hat Gen. Scheidemann verraten. Aber dieſer Ausdruck blieb
nicht drin, den haben ſtarke Herkuleſſe wieder daraus entfernen
laſſen. Als der Parteivorſtand für die gedämpfte Faſſung ge-
wonnen war, legte er die Reſolution dem Parteiausſchuſſe vor,
der ihr zuſtimmte. Damit hatten die wichtigften Jnſtanzen
der Arbeiterbewegung geſprochen und ſo die Reſolution ein
Schwergewicht bekommen, dem einfach praktiſch nicht zu wider
ſtehen iſt. „Hinter der Reſolution ſtehen alle bei Maſſen-
bewegungen in Betracht ommenden Körperſchaften des
Proletariats“ das war der entſcheidende Schlußſatz der ent
ſcheidenden Rede Scheidemanns. Demgemäß wurde beſchloffen.
Bei der Wahl des Nachfolgers Bebels im Parteivorſitz zeigte
ſich die entſcheidende Macht der Körperſchaften ebenſo deutlich.
Sie hatten getagt und ließen gleich zu Beginn des Parteitages
erklären: wir haben den und den erkoren. Dadurch war jeder
andere Veſchluß, jede Jnitiative des Parteitages praktiſch
vollkommen ausgeſchloſſen. Auch andere Fragen waren von
den Körperſchaften vorberaten und entſchieden worden (Mai-
feier, Fall Radek, Aufhebung der polniſchen Sonderorganiſa-
tion) genau ſo beſchloß der Parteitag. Jn Zukunft haben
wir uns von vornherein auf dieſen Gang der Dinge einzu
richten: die Jnſtanzen beraten alle Fragen vor, der Parteitag
bekommt die Entſcheidungen zur Sanktion vorgelegt. Die
Partei hat geſprochen.

Wir wollen uns heute nicht gegen dieſe Entwicklung ſtemmen,
da in der Tat jeder Schritt zu ihr zunächſt wohlbegründet war.
Wir wollen hier aber aus ſprechen was iſt. Die Ein
richtung eines Parteiausſchuſſes war an ſich ein Schritt auf
dem Wege zur Demokratiſierung der Partei. Da aber in ihm
die Leiter der Verwaltungskörperſchaften (der Bezirks
vorſtände) entſcheidend ſind, ſo wirkt er auch demgemäß. Das
iſt bei Würdigung der Parteitage in Zukunft von vornherein
zu beachten.

Die bürgerliche Preſſe ſchwelgt in der Freude, daß in Jena
in den beiden entſcheidenden Punkten die „Reviſioniſten“ ſo
glänzend geſiegt hätten. Die Freude ſcheint uns verfrüht, ob
gleich nicht zu verkennen iſt, daß ſich der innere Charakter
unſerer Partei umbildet. Das hat hundert Urſachen, die alle
in der Entwicklung begründet ſind. Aber das ändert noch nichts
an den beiden Grundtatſachen unſeres Kampfes: der
Eroberung der politiſchen Macht durch die Ar
beiterklaſſe und der Sozialiſierung der Pro-
duktion. Beides iſt mit dem Fortbeſtehen des Kapitalismus
unvereinbar, an beiden aber muß die Sozialdemokratie als
Lebensfragen der Arbeiterklaſſe unveräußerlich feſthalten. Tritt
in Zeiten politiſcher Stagnation das Drängen der Arbeiter
nach Reform zeitweilig in den Vordergrund, ſo darf das nicht
über den Charakter der geſamten Entwicklung täuſchen. Die
Zeiten großer Maſſenkämpfe, wo es um wichtige Machtent-
ſcheidungen geht, werden bald genug kommen. Auf allen Ge
bieten! Dann wird die Freude gerade der kapitaliſtiſchlibe-
ralen Preſſe über die „Zahmheit der ſozialdemokratiſchen For
derungen“ gar arge Dämpfung erfahren.

Ueber die andern Arbeiten des Parteitages, beſonders den
prächtigen Vorſtoß für die Arbeitsloſenfürſorge,
reden wir noch geſondert. Jetzt gehen wir an die Werbearbeit.
Der Jenaer Parteitag war kein Parteitag der Offenſibe, aber
auch keiner der Dämpfung. Der Wille zur geſchloſſenen
Kampfesführung leuchtet überall durch. An den Maſſen
liegt es, ihn allerorts lebendig werden zu laſſen in ungaus-
geſetztem Wirken und Schaffen für die Partei der Arbeit, für
die Sozialdemokratie.

Die bürgerliche Preſſe über Jena.
Voſſiſche Zeitung (Freiſ.): Dieſer Parteitag iſt der

erſte große Sieg des Reviſionismus. Es war der erſte Partei-
tag ohne Bebel. Aber ſelbſt wenn dieſer große Führer noch
gelebt und geredet hätte, es wäre nicht viel anders gekommen.
Denn auch Bebel hat ſich gemauſert. Das zeigt ſein Brief an
Molkenbuhr. Die Reviſioniſten haben ſich nicht geändert, alſo
hat ſich Bebel ihnen genähert. Die Macht ſeiner Perſönlich-
keit war außerordentlich. Das Amt, aber nicht dieſe Macht,
iſt übertragbhar und vererblich, und der Zuſtand der Sozial-
demokratie erinnert an den Zuſtand des mazedoniſchen Welt-



dochen ſich in die Herrſchaft teilten. Der Nachfolger Bebels
weiß nichts von Selbſtzerfleiſchung, er rühmt den Willen zur
Einigkeit und Geſchloſſenheit. Ob er recht behält, werden die
Sreigniſſe lehren. Vorerſt iſt das Ergebnis der roten Woche,
daß die Radikalen beſiegt ſind, dermaßen daß ſie nicht die
r haben, ſich zu neuem Kampfe zu ſammeln. Dieſe
Tatſache wird ihre weitere Wirkung auf die Haltung der Mehr
heit ſchwerlich verfehlen. Waren auch bei den Verhandlungen
und Abſtimmungen Revolutionäre und Reviſioniſten nicht
immer ſtreng geordnet, im ganzen hat doch die Sache der
Revifioniſten eine erhebliche Förderung erfahren, und ihr
Selbſtvertrauen und Siegesbewußtſein iſt durch die Tage von
Jena nicht wenig geſtärkt worden.

Tägliche Rundſchau (natl.): Auf dem Jenaer Partei-/
tage ſind das iſt ſeine Bedeutung und ſein Merkmal vor
anderen Parteitagen die Orthodoxen, die Revolutionäre,
die Radikalen, die bisher das Feld allein behevrſchten, in die
Defenſive gedrängt worden. Die Beherrſcher des Tages waren
die Gewerkſchaften, die den andern klar und unverblümt ſagten:
Jhr könnt reden; aber das Handeln der Partei beſtimmen
wir. Die Sozialdemokratie befindet ſich in einer ſchweren
Kriſis, die man von bürgerlicher Seite durch Geſchloſſenheit
und kraftvolle Gegenwehr beeinfluſſen, aber durch keinerlei
Gewaltexperimente ſtören ſollte.

Börſen-Courier ffreiſ.): Auch die Regierung ſollte
aus der in Jena beſiegelten Entwicklung der Sozialdemokratie
zu einem geſetzgeberiſchen, parlamentariſchen Faktor lernen,
daß ſie dieſe langſam ſich vollziehende Wandlung der „Um-
ſturzpartei“ nicht durch Unterſtützung reaktionärer Gelüſte wie-
der aufhält oder zurückwirft und damit die Millionen deutſcher
Staatsbürger, die nun einmal hinter der Sozialdemokratie
ſtehen, in politiſch unfruchtbare Stimmungen hineintreibt.

Berliner Tageblatt freiſ.): Der Parteitag in Jena
hat die ſeit Jahren ſich anbahnende Umwandlung der Sozial-
demokratie in der Richtung zum Parlamentarismus und Kon-
ſtitutionalismus zum deutlichen Ausdruck gebracht. Nicht, als
ob die Partei die revolutionären Eierſchalen bereits völlig ab-
geſtoßen hätte. Wohl aber ſieht ſie, durch die politiſchen Ver-
hältniſſe wie durch den Mehrheitswillen ihrer Anhänger ge-
trieben, ſich immer ſtärker genötigt, den Gegenwartsſtaat zu
beijahen. Damit iſt auch dem entſchieden liberalen Teile des
Bürgertums das taktiſche Zuſammengehen mit der ſozialdemo-
kratiſchen Partei erleichtert, ſei es, um den Einfluß der reak-
tionären Parteien auf Geſetzgebung und Verwaltung einzu-
ſchränken, ſei es um ein großes Ziel, wie das freie Wahlrecht
für Preußen in gemeinfamer Front durchzuſetzen.

Poſt (freikonſ.): Jena war die Woche der Schwätzer. Jn
ſeinem Schlußworte meinte der Vorſitzende Ebert: Der Partei-
tag hat die Gegner enttäuſcht. Herr Ebert irrt: Er hat uns
nicht im geringſten enttäuſcht. Solange ſolche Köpfe Politik
machen, hat es mit dem Zukunftsſtaat noch gute Weile. Jn-
zwiſchen wird es ſich empfehlen, weniger auf die Führer zu
achten, als auf die Verführten.

Krauzzeitung (konſ.): Jm gangen machte die Jenager
nicht den Eindruck einer Zuſammenkunft wilder Revo-

lutionäre. Der Ton war matt, die Verhandlungen meiſt lang-
weilig. Es fehlte die dramatiſche Zuſpitzung ſcharfer Gegen-
ſätze. Jn der ikfrage ſtanden die Parteien ziemlich
auf dem gleichen Standpunkt, die Spaltung ging auch nicht
auf der alten Scheidelinie zwiſchen Radikalen und Reviſio-
niſten. Gs geht eben heutzutage den Arbeitern leidlich, und das
tärbt auf die des Parteitages ab. Solch vorüber
ehend er können an dem Weſen der Sozialenh als einer revokutionären Maſſenpartei, nichts

ändern. aubt man im Ernſt, daß die Sozialdemokratie mit
dem monarchiſchen Staat ihren Frieden machen wird. Es find

en der Tante Voß und nicht Tatſachen, daß der Jenger
Parteitag ſich von dem Gedanken des Maſſenſtreiks losgeſagt
habe. Ja, der Mafſenſtreikgedanke iſt ſelber reviſioniſtiſchen
Unſprungs. Jn der deutſchen Sozialdemokratie iſt Bernſtein
ſein Vater, und in den Vordergrund der politiſchen Diskuſſion
der letzten Monate hat ihn Genoſſe Frank geſtellt, doch auch
keiner von den Radikalen, der des Wahnes lebt, die Sozial-

demokratie könne bei ſchonender Behandlung von ſelber ihre
Giftszähne verlieren, der mag es mit ihrer jetzigen Beband-
lung verſuchen, die ja, ſoweit die nationalliberale Partei in
Betracht kommt, wohl als eine Verſöhnungspolitik bezeichnet
werden kann. Wer aber die reviſioniſtiſche Sozialdemokratie
für gefährkicher hält als die revolutionäre, der wird denn doch
zu ſtärkeren Mitteln greifen müſſen.

Von der Teuerung.
Reichskanzler und Landwirtſchaftsminiſter gegen die

Fleiſcheinfuhr.
Der Karlsruher Stadtrat iſt neuerdings beim Miniſterium

des Jnnern vorſtellig geworden mit der Bitte, beim Reich s
kanzler die Genehmigung zur Wiederaufnahme der Ein-
fuhr von lebenden Schlachtrindern aus Hol-
land zu erwirken. Als Antwort auf die Eingabe teilt das
Miniſterium ein Schreiben des Reichskanzlers mit,
in dem die Stadtgemeinde unter bezug auf die ablehnende
Stellungnahme des preußiſchen Landwirtſchafts-
miniſters auf die Einfuhr von Rindfleiſch aus Ruß-
land und den Niederlanden hingewieſen wird. Jn dem beige-
fügten Erlaß des preußiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums iſt
ausgeführt, daß das Miniſterium nach den Erfahrungen, die
im letzten Winter mit der holländiſchen Rindvieheinfuhr ge-
macht worden ſeien, nicht in der Lage ſei, dem Antrag auf
Wiederzulaſſung der Einfuhr die Genehmigung zu erteilen,
weil die Einſchleppung der Seuchen befürchtet werden müſſe,
ferner, weil die Vieheinfuhr aus Holland zu einer Herab-
ſetzung der Preiſe im Jnland vorausſichtlich nicht führen werde,
und überdies die Frage der weiteren Entwicklung
nicht ſo un günſtig zu beurteilen ſei, wie dies von der
Karlsruher Stadtgemeinde geſchehe. Der Karlsruher Stadt
rat hat beſchloſſen, den Vorſtand des Deutſchen Städtetages
um weitere Schritte zur Wiederermöglichung der Einfuhr
lebenden holländiſchen Viehs zu erſuchen.

Dieſe Kapitulation der preußiſchen Regierung und des
Reichskanzlers vor den Agrariern iſt um ſo charakteriſtiſcher,
als die preußiſche Regierung in einer offiziöſen Notiz über
Teuerungszulagen für die Beamten ausdrücklich zugeſteht,
daß die Teuerung nicht nach gelaſſen habe. Es heißt
in jener von der Neuen politiſchen Korreſpondenz veräffentlich-
ten Notiz: „Auch läßt ſich der Nachweis gar nicht erbringen,
daß die Teuerung nachgelaſſen habe.“ Freilich iſt auch dieſes
Eingeſtändnis für die preußiſche Regierung nicht Anlaß, nun
etwa Teuerungszulagen zu bewilligen, im Gegenteil:
Teuerungszulagen erſcheinen ihr als vorweg genommene Ge-
haltszulagen, und Gehaltszulagen könnten gegenwärtig an die
Beamten nicht gezahlt werden. Trotzdem aber ſind ſich Reichs-
kanzler und preußiſcher Landwirtſchaftsminiſter darin einig,
daß im Jntereſſe der Agrarier jede Erleichterung der Fleiſch
zufuhr und damit jede Möglichkeit eine Verbilligung des
Fleiſches herbeizuführen, verhindert werden müſſe. Es wird
Zeit, daß ſich das Volk wieder regt, will es nicht Gefahr laufen,
den Hungerriemen künftig noch enger ſchnallen zu müſſen.
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Die Preiſe werden noch ſteigen! Auf eine An-
frage wegen der Fleiſchteuerung in der Stadtverordnetenver-
ſammlung zu Detmold erklärte der Direktor des Schlacht
hofs, daß die unerſchwinglich hohen Fleiſchpreiſe nicht fallen,
ſondern noc ſt e ig en würden. Der Mangel an Schweinen
werde immer fühlbarer; Rinder ſeien ſchon jetzt ſchwer zu be
kommen und nach Kälbern hielten die Fleiſchermeiſter ſchon
längere Zeit vergeblich Umſchau. Dieſer Zuſtand werde ſich
im Winter noch verſchärfen.

Unter dieſen Umſtänden beſchloß die Stadtverordnetenver-
ſammlung, die Teuerungs kommiſſion wieder zu-
ſammentreten zu laſſen und zu verſuchen, ob ſich durch die
Gemeinde eine Milderung des Notſtandes erreichen laſſe.
Der Oberbürgermeiſter erklärte, daß ſich Vieh aus Holland nicht
beſchaffen laſſe; der Transport von Vieh aus Dänemark ſei
aber zu koſtſpielig.

Politiſche Aeberfſicht.
Halle (Saale), den 22. September 1913.

Die Arbeitsloſenfürſorge ſchwächt die ſittliche Kraft.
So jammern jetzt nach dem kräftigen Vorſtoße des Jenaer

Parteitages die Reaktionäre. Den edlen Freiherrn Oktavio
v. Zedlitz, Landtagsabgeordneten und freikonſervativen Partei-
chef hat gar die Angſt vor der Arbeitsloſenverſicherung gepackt.
Jn der freikonſervativen Poſt wettert er gegen eine reichs-

geſetzliche Arbeitsloſenverſicherung, die aus „gewichtigſtem
grundſätzlichen und praktiſchen Erwägungen abzulehnen ſei“.
Er ſchreibk: „Die Kehrſeite unſerer Arbeiterverſicherungs-Ge
ſetzgebung iſt die Schwächung des Verantwortlich-
keitsgefühls in unſerer Arbeiterſchaft. Jn bezug auf den
Rückgang des Pflicht- und Selbſtverantwortungsbewitßtſeins
find wir mit unſerer Geſetzgebung auf dieſem Gebiete bis an
die äußerſte Grenze gegangen. Weiterzugehen hieße die ſitt
liche Kraft der großen Maſſen unſerer Bevölkerung ern ſt
lich gefährden. Schon aus dieſem Grunde wird man die
Fürſorge bei Arbeitsloſigkeit in erſter Linie den Arbeitern
ſelbſt zu überlaſſen haben. Dazu kommen die geradezu un
überwindlichen Schwierigkeiten der Unterſcheidung zwiſchen un
verſchuldeter und verſchuldeter Arbeitsloſigkeit.“ Gnädig ge-
ſtattet Frhr. v. Zedlitz die örtliche Unterſtützung auf dem Ge
meindewege nach dem Genter Syſtem, und er empfiehlt ferner,
die Gewerkſchaften und die Partei mögen ihre Kaſſen doch zur
Arbeitsloſenunterſtützung verwenden.

Es überraſcht nicht, daß die Konſervativen und Agrarier ſich
auf dieſe Art als Feinde einer Arbeitsloſenverſicherung kenn-
zeichnen; ſie ſehen ja lieber, daß ein Zuchthausgeſetz für
die Arbeiter geſchaffen wird. Doch die deutſchen Arbeiter
müſſen es durch ſtürmiſchen Kampf dahin bringen, daß Deutſch-
land auf dieſem Gebiet endlich einmal den Bahnen folgt, die
das Ausland (England uſw.) ſchon zielſicher beſchritten hat.
Die Not zwingt fie einfach dazu. Aber Arbeit und Schweiß
wird es koſten das zeigt ſchon dieſer erſte Vorſtoß.

Genoſſe Ebert ſagte in ſeinem Schlußwort auf dem
Jenager Parteitage. Mit der Behandlung der Arbeitsloſen-
fürſorge hat der Parteitag Stellung genommen zu einer Frage,
die zurzeit die Lebensintereſſen Hunderttauſender von Arbeiter
familien aufs engſte berührt. Die mit der planloſen kapita
liſtiſchen Produktionsweiſe untrennbar verbundene Arbeits
loſigkeit hat bereits ein Maſſenelend in großem Um-
fange hervorgerufen. (Sehr wahrl) Die Wintermonate
werden ſicher noch eine enorme Steigerung des Elends
bringen. (Sehr wahrl) Jm ganzen Reiche muß deshalb un-
verzüglich eine gewaltige Maſſenbewegung eingeleitet werden
zur Propagierung und Durchſetzung der in unſerer Reſolution
feſtgelegten Forderungen. (Lebhafte Zuſtimmung.) Jn den
hinter uns liegenden Jahren glänzender wirtſchaftlicher
Proſperität, in denen der Kapitalismus ungeheure Reichtümer
einheimſte, waren die herrſchenden Klaſſen zu wirkſamen Maß-
nahmen gegen die Arbeitsloſigkeit nicht zu bewegen. Jetzt gilt
es, einen Maſſenſturm zu entfachen, der mit unwiderſtehlicher
Wucht die Herrſchenden zur Abhilfe zwingt. (Stürmiſcher
Beifall.

Unter der Polizeidiktatur
Die Mecklenburgiſche Landeszeitung wollte aus zuverläſſiger

Quelle erfahren haben, daß der preußiſche Staatsminiſter des
Jnnern generell verboten habe, daß ſozialdemokratiſche
Ausländer künftighin in Preußen in Verſammlungen
ſprechen. Die Deutſche Tageszeitung hat ſich erkundigt, ob
dieſe Meldung ſtimmt, und ſie teilt mit, daß ein formelle s
Verbot zwar nicht ergangen ſei, wohl aber ſei man ſchon ſeit
geraumer entſchloſſen, das redneriſche Auftreten
von Ausländern in ſozialdemokratiſchen Verſammlungen zu
verhindern und die fremdländiſchen Redner gegebenenfalls
auszuweiſen.

Was die Polizei mit dieſer Taktik erreicht, konnte ſie erſt
kürzlich im Falle des Redeverbots gegen die beiden belgiſchen
Genoſſen ſehen, die verhindert wurden, in Berlin über den
belgiſchen Generalſtreik zu ſprechen. Die Verſammlung hat
doch ſtattgefunden und die Ausführungen der belgiſchen Ge-
noſſen wurden genau ſo umfangreich vorgetragen, wie das die
„fremdländiſchen Redner“ ſelbſt hätten tun können. Will die
preußiſche Polizei ihre Taktik, dte dem Auslande gegenüber
ein blamables Armutszeugnis darſtellt, beibehalten, ſo würde
eben in Zukunft genau ſo verfahren werden wie in Berlin. Die
Polizeibureaukratie ſoll ſich nicht einbilden, daß ſie durch ihre
Verbote den internationalen Gedankenaustauſch verhindern
könne.

Ein Kampf ums Leben.
Von Guſtaf Janſon.

Aus dem Schwediſchen von A. Lütjohann
[Nachdr. verb.

gra morgens um fünf machte ſich Nilsſon im Elend“)
mil ſeinem Gefährt auf den Weg, um ſeine Frau abzuholen, die
ſeit einem Momat vor Weihnachten im Krankenhauſe lag. Wie

wenn Stockholm das Ziel war, fuhr Nilsſon den
interweg übers Eis. der war allerdings bedeutend weiter als

der gewöhnliche, aber er hatte auch keine ſteilen Höhen, die
alten „König David“ ſo viel e koſteten und

en Gaul unnötig ſteifbeinig machten. Zudem pflegten immer
einige elbauern ein Geſchäft in der Stadt zu haben, an
Geſellſ würde es ihm alſo nicht fehlen.

Der Morgen war kalt und unfreundlich. Als Nilsſon auf
das Eis niederfuhr, warf er einen forſchenden Blick gegen Süd-
oſt, um nachzuſehen, ob der Tag bald anbrechen wollte. Er
wußte freilich, daß es dafür noch zu früh war, aber er tat es
dennoch; denn er hatte es immer getan, wenn er ſonſt um
dieſe Zeit unterwegs geweſen war. Drinnen unter Land hing
die nkelheit wie ein ſchweres Leichentuch über den Wäldern
und Buchten, und der Wind ſtrich leiſe klagend über die Schnee-
decke.

Nilsſon ſchüttelte mißbilligend den Kopf, zog den blank-
tragenen Schafspelz dichter zuſammen und ſchob die Mütze

is auf die Augenbrauen hinunter; denn in der Luft wirbel-
ten feine Eisnadeln, die ihm zwiſchen die Kleider drangen und
ihm faſt den Atem benahmen. Der alte Braune lief in einem
ebenen Trott und warf ſich nur bisweilen plötzlich zur Seite,
wenn der Wind ſtärker einſetzte. Die Schneedecke lag blau-
ſchwarz da, und die Wälder, die ſie umrahmten, warfen ihren

reiten, unregelmäßig gezahnten Schlagſchatten darüber hin;
nur der hartgetretene Weg mit ſeinen beiden tiefen Spuren
unterbrach die kalte Einförmigkeit. Nilsſon ſaß halb ſchlafend
in ſeinem Schlitten und überließ es dem Jnſtinkt ſeines
Pferdes, etwaigen Spalten und Riſſen aus dem Wege zu

ehen und um die Vertiefungen, die das Tauwetter der vorigenWeche im Obereis gebildet, einen Bogen zu machen. Die Schelle

am Halſe „König Davids“ klapperte eintönig und blechern, ſie
war auch alt und ausgenutzt, war gewiß ſchon zu den Zeiten
des älteren Nilsſon dabei geweſen, die Kufen glitten leicht über
die Schneekruſte und der Braune lief, um ſich warm zu halten;
ſein Herr brauchte ihn nicht ein einziges Mal anzutreiben.

Nachdem Nilsſon wohl ſo eine Stunde gefahren, traf er eine
Reihe Jnſelbauern, die ebenſo wie er über das Eis zur Stadt
wollten. Er hielt an und wartete, bis ſie an ihm vorüber
waren, und ohne einen Gruß oder ein Wort zu wechſeln, ſchloß
er ſich ihnen an. Sie ihrerſeits hatten anderes zu tun, als
ſich um den Schlitten zu kümmern, der aus Norden kam, und

Die ſchwediſchen Bauern führen oft den Namen ihres

fuhren weiter mit ihren Heufudern. Aber offenbar hatte einer
den Bauern vom Feſtland wiedererkannt, denn er rief durch
das Halbdunkel:

„Guten Tag, du da hinten!“
„Gleichfalls guten Tagl“ antwortete Nilsſen verſchlafen und

hielt ſein Pferd zurück, das den Hals lang machte, um einen
Büſchel Heu von dem nächſten Fuder zu erwiſchen; denn ſo
viel Ehrgefühl hatte er doch, daß er ſein Vieh kein Futter
ſtehlen ließ, wenn jemand anders als er dabei war.

e du leer zur Stadt?“ fragte dieſelbe Stimme wie
vorhin.

„Jch will eine Fuhre holen,“ rief Nilsſon ſo laut wie er
konnte, denn der Wind pfiff juſt in dieſem Augenblick ſchärfer
als gewöhnlich. Was er holen ſollte, erzählte er indeſſen nicht,
und es befragte ihn auch niemand darum.

Die Schlitten glitten wie unförmliche Schatten über das
Eis, und nur das klangloſe Schellengeklingel und das Pfeifen
des Windes ſtörten das Schweigen. Der Tag graute und ein
farbloſer Streifen erhellte im Südoſt den Horizont, während
ſchwere Schneewolken träge durch die Luft ſchwammen.

„Jn der Gegend von Tvärmora ſollen Waken ſein,“ hörte
Nilsfon jemand dicht vor ſich ſagen.

„Hm!“ huſtete er nachdenklich. Gerade den Weg war er eben
gefahren, und ihm war dabei nichts aufgefallen. Er richtete
ſich ſtraffer und lauſchte neugierig, aber als die Unterhaltung
mit dieſer aufs Geratewohl hin geäußerten Mitteilung wieder
zu Ende war, ſpähte er forſchend in die Luft hinauf und
ſchüttelte den Kopf. Der Wind machte ihn beſorgt wegen der
Rückfahrt, und er kannte nicht die Lage der Waken, von denen
der Jnſelbauer geſprochen hatte. „Ach was, bis dahin frieren
ſie zu,“ ſagte er tröſtend zu ſich ſelber, und der Sicherheit halber
fügte er noch hinzu: „Wenn's von Haus gehalten hat, Kuha
auch wieder nach Haus.“ Hiermit gab er dem alten „König
David“ einen r r kleinen Klatſch und ſagte laut:
„So, ſo.“ Der Wind wurde ſtärker und fegte den Schnee über
die Eisdecke. Hier und da türmte er Wälle auf, deren Kon
turen ſo ſcharf waren, als wären ſie mit dem Meſſer ge-
ſchnitten. Es waren nur wenige Grade kalt, aber der Wind
modelte unermüdlich an den Schanzen, die den Fahrweg ein-
faßten, und der Schnee ließ ſich willig weiter führen, glittleicht praſſelnd über die gefrorene Fläche, füllte Vertiefungen

und Schlittenſpuren aus, ebnete und glättete. Aber wo er
eine Ecke oder eine kleine Erhöhung fand, baute er einen
Damm, der ſtändig größer wurde und an Umfang zunahm.
Das müde Summen, das aus dem Nichts geboren wurde und
wieder in Nichts erſtarb, tönte ohne Unterbrechung, unter-
miſcht mit dem leiſen Raſcheln der Eisnadeln und der Grau-
peln. Es wurde zu einem langen Konzert ohne Anfang oder
Ende, ohne Rhythmus oder Takt, eine Melodie mit nur einem
einzigen Ton in grauſchwarzem Moll. Jrgendwo in weiter
Ferne fing ein zäher ſchleppender Laut wie das Weinen einez
Kindes an, ſtieg allmählich zu einem lang ausgezogenen Geheuund ſank wieder eintönig, ohne Leidenſchaft, bis er zwiſchen

einigen Jnſeln verhallte. Dann kam ein neuer Windſtoß, tat
einen zitdernden Griff in die in Moll geſtimmten Saiten, ſtieg

und ſank. Und immer noch praſſelte der Schnee über das Eis,
baute ſeine Wälle, füllte die Luft und ließ die Bauern nicht
zehn Schritte vor ſich ſehen.

Nilsſon ſchüttelte wieder mit dem Kopfe. Jhm gefiel dies
andauernde Pfeifen nicht, trotz der Kälte konnte der Rückweg
gefährlich werden. Falls er dann auch allein geweſen, hätte er
ſich nicht geſorgt, Swen Nilsſon hatte mehr als einmal mit
Shaf und Schlitten in einer offenen Wake gelegen und keinen

chaden dabei genommen. Aber heute nachmittag war es etwas
anderes, dann war er nicht allein. Für eine Frau, die eben
erſt vom Krankenbett u war und ein kleines, nur
einige Wochen altes Kind, war eine rt in Wind und
Schneegeſtöber eine böſe Sache. Nilsſon ſ den Priem von
einer Seite nach der andern und ſchüttelte den Kopf, aber da
durch wurde die Geſchichte nicht beſſer, er ſackte mutlos zuſam-
men und ließ den Braunen laufen, wie er Luſt hatte. Und der
Wind pfiff, und der Schnee praſſelte und warf große, ſteile
Wogen über das Eisfeld.

Zweimal unterwegs machte die Schlittenreihe halt. Nachdem
die Leute ihren Pferden einige Büſchel Heu gegeben, machten
ſie ſich an ihr eigenes Frühſtück. Die Branntweinflaſchen
kamen aus den Rocktaſchen hervor und ein kräftiger Schluck
bildete die Einleitung, den Stützpunkt und den Beſchluß der
Mahlzeit. Als es hell geworden war, erkannte Nilsſon mehrere
Bekannte von den Jnſeln. Man nickte ſich zu und rief ſich ein
halblautes: „Gleichfalls guten Tag!“ zu, aber viele Worte wur-
den nicht gewechſelt und nach einer Viertelſtunde begann die
Fahrt aufs neue. Unter Schellengeklapper und einer Frage
oder Antwort, die von einem Schlitten zum andern geſchrien
wurde, glitt die ganze Reihe weiter. Ein Knecht am der Spitze
ſtimmte ein Soldatenlied an und gröhlte einige Takte, aber
er hörte bald wieder auf; es war zu kalt zum Singen.

Sunde und Buchten lagen grauweiß und eben, und der Weg
ſtreckte ſich gerade über die Schneefläche, bis er ſich unerwartet
hinter einer hervorſpringenden Landzunge verkroch oder ſich
i abſchüſſigen, ſteilen Ufern ſchlängelte, wo der Wind
ie Felſen leer fegte oder hohe Schanzen auftürmte und ein

r gres Seufzen und Pfeifen zwiſchen den Bäumen her-
vortönte.

Nach einer Weile bot ein dichter Wald Schutz gegen den
Wind, und da hob der Knecht in dem vorderſten Schlitten wieder

an. Die jungen Leute e eim ſobald ſie die
Wie hörten, und die alten lachten über den guten Ge

anken.
Geld iſt doch nicht bloß zum Sparen,
Geld will fliegen und will fahren,
Doch das beſte in der Welt
Jſt ein großer Sack voll Geld,

klang es aus drei oder vier rauhen Kehlen. Mehr wußte nie
mand von dem Text, aber alle ſangen lauthals in den frühen
Morgen hinein. Dazu el der Wind, als ob er ſich über dieſe
Einmiſchung ärgere, während die Eisnadeln wie trockenes Laub
über das Glatteis und die harte Kruſte des Schnees raſchelten.

(Fortſetzung folgt.)
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Agrarier Politik.
Faſt überall dominieren in den Kreistagen die Agrarier.

Und wie faſt überall, iſt deren Politik auch hier darauf ge
richtet, die eigenen Beutel zu ſchonen, den Städten möglichſt
große Laſten aufzupacken. Ein Glangſtück nach dieſer Richtung
hin lieferte nun der äußerſt agrariſch gerichtete Nieder
barnimer Kreistag. Die Stadt Berlin beſchloß, ein in dem
genannten Kreiſe belegenes, ſehr waldreiches Gebiet zu er-
werben. Die Wälder ſollen erhalten und dem allgemeinen
Verkehr geöffnet werden, was im Jntereſſe des Volkswohls
nur zu begrüßen iſt. Weiter will die Stadt einen Teil des
Geländes für Rieſelzwecke und Waſſerverſorgung bereit halten
Wiederum ein Vorhaben, das aus Gründen des Allgemein-
intereſſes nicht erſchwert werden ſollte. Das ſtört den Kreis-
tag aber nicht, ihm erſcheint die Gelegenheit günſtig, der Stadt
Berlin einige Hunderttauſende Mark abzuknöpfen. Flugs
beſchloß man, die Umſatzſteuer bei Objekten im Werte von über
5 Millionen Mark zu verdoppeln. Der Ankaufspreis des in
Betracht kommenden Geländes ſtellt ſich auf 20 Millionen Mark.
Die Feudalen im Kreiſe Niederbarnim wollen ſich bei ihren
eigenen ſteuerlichen Leiſtungen der größten Mäßigkeit be-
fleißigen. Dafür ſoll Berlin bluten, und darum macht man
ſchnell ein Ausnahmegeſetz.

Deutſches Reich.
Echt deutſche Kolonialpolitik. Der Gouverneur von Kame-

run hat am 10. September eine Aenderung des Zoll-
tarifs erlaſſen. Es handelt ſich um nachſtehende Erhöhung
der Einfuhrzölle: Spirituoſen von 1,60 Mk. auf 3 Mk. für ein
Liter, Tabak von 0,50 Mk. auf 1,50 Mk. für ein Kilogramm,
Sal z von 20 Mk. auf 60 Mk. für eine Tonne, Eiſenwaren
von 10 Prozent des Wertes auf 20 Prozent, Textil-
waren von 10 Prozent des Wertes auf 15 Prozent. Die
hierdurch gewonnenen Mehreinnahmen ſollen in erſter Linie
zum Ausbau der Automobilſtraßen im Süden des Schutz
gebietes verwandt werden. So wird das fluchbeladene Ver-
teuerungsſyſtem vom Mutterlande“ auf die Kolonien über-
tragen.

Kleine Entſchädigungsbemühungen des Militarismus.
Wie die Schleſ. Volksztg. mitteilt, ſchweben jetzt an den zu-
ſtändigen Stellen in der Reichspoſtverwaltung und im Kriegs-
miniſterium Erwägungen, die darauf abzielen, unter gewiſſen
Vorausſetzungen volle Portofreiheit für Soldaten-
pakete einzuführen.

Nach einer Verfügung des Reichskanzlers werden in Zukunft
an ſolche Familien, von denen bereits drei Söhne ihrer
geſetzlichen zwei- oder dreijährigen Dienſtpflicht im Reichsheer
oder in der Marine als Unteroffizier oder Gemeine genügt
haben oder noch genügen, Aufwandsentſchädigungen
in Höhe von 240 Mk. für das Jahr während der gleichen ge-
ſetzlichen Dienſtzeit eines jeden weiteren Sohnes in denſelben
Dienſtgraden gezahlt werden. Die Familien, welche die an-
gedeutete Entſchädigung erhalten ſollen, ſind feſtgeſtellt worden.

Heraus aus der Kirche! Jn Jena fand am Donnerstag
eine öffentliche Volksverſammlung ſtatt, in der die Genoſſen
Peus und Hoffmann (Berlin) ſowie die Genoſſin Grünberg
(Nürnberg) über das Thema: Heraus aus der Kirche ſprachen.
Nach der Verſammlung erklärten über 100 Perſonen ihren
Austritt aus der Landeskirche. Zugleich wurden dem Bebel-
Fonds für die Jugendbildung 100 Mk. (das Eintrittsgeld be
trug 10 Pf.) als Erlös der Verſammlung überwieſen.

Ein Hauptmann als Soldatenmißhandler. Dem Berliner
Tageblatt wird aus Thorn gemeldet: Vor dem Oberkriegs-
gericht des 17. Armeekorps hatte ſich Hauptmann und
Kompagniechef. Artur Köhler vom 176. Jnfanterieregiment
wegen Mißhandlung Untergebener im ganzen in
über 100 Straffällen zu verantworten. Nach zweitägiger,
unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit geführter Verhandlung
erkannte der Gerichtshof auf ſechs Monate (ehrenvolle)
Feſtung haft und Dienſtentlaſſung.

Bezeichnend iſt, daß derartige Prozeſſe hinter ver-
ſchloſſewen Türen verhandelt werden. Den Soldaten-
ſchindereien wird dadurch ebenſowenig vorgebeugt, wie durch
ſo gelinde Beurteilung.

Von der beſonders feinen „Offiziersehre“. Die Flens-
burger Strafkammer beſchäftigte ſich in vierſtündiger Verhand
lung mit einer Offiziersprügelei. Mehrere Offiziere, darunter
der Oberleutnant Lauenſtein, hatten einen Kaufmann ange-
rempelt und verweigerten auf die Vermittlungsverſuche von
deſſen Bruder jede Entſchuldigung. Der Oberleutnant erhielt
deshalb eine Ohrfeige, und der Täter, ein Student, wurde zu
8300 Mk. Geldſtrafe verurteilt.

Balkan.
Der neueſte Balkankonflikt. Noch ift der türkiſch-bulgariſche

Friedensvertrag nicht unterzeichnet, und ſchom ballen ſich auf
dem Balkan neue Wetterwolken zuſammen. Die Serben
beſchweren ſich über räuberiſche Ueberfälle albaniſcher Banden,
und die geſamte ſerbiſche Preſſe fordert „energiſches Vorgehen“.
Jn Albanvien ſoll vollſtändige Anarchie herrſchen.
Mufid Mehy iſt aus Europa in Eile zurückgekehrt und hat
ſeine Parteigänger zu den Waffen gerufen, um gegen
Eſſad Paſcha zu marſchieren, der in Tirana die öſterreichiſche
Flagge hat hiſſen laſſen und die Regierung in Walona aufge-
fordert hat, die Stadt zu übergeben. Eſſad Paſcha in Perſon

hat ſich des Zollhauſes in Durazzo bemächtigt. Die ſer-
biſche Regierung hat ihre Vertreter im Auslande er-
mächtigt, die Regierungen, bei denen ſie beglaubigt ſind, auf
die Gefahr hinzuweiſen, der die Grenze gegen Albanien

welches noch ohne die elementarſte Organiſation ausge-
ſetzt iſt, falls nicht in aller kürzeſter Zeit Ordnung und Sicher
heit hergeſtellt werden. Die ſerbiſche Regierung hat die Ueber
zeugung gewonnen, daß die Albaneſen in den an Serbien
grenzenden Gebieten die Bevölkerung bewaffnen und einen
Angriff auf das ſerbiſche Gebiet vorbereiten. Außerdem über-
ſchreiten Albaneſen die Grenze, um die ſerbiſchen Albaneſen
aufzureizen, ihnen Waffen zu geben und ſie gegen die ſer-
biſchen Behörden und die ſerbiſche Armee aufzuwiegeln. Da
dieſe Verſuche von albaneſiſcher Seite ſich täglich und immer
zahlreicher wiederholen, hat die ſerbiſche Regierung die not-
wendigen Schritte unternommen, um den Frieden in dieſem
Teile des ſerbiſchen Staates zu ſichern, und gleichzeitig er-
klärt, ſie werde energiſche Maßregeln zur Verteidigung ihres
Gebietes ergreifen. Hiernach kann niemand überraſcht ſein,
wenn ſich Serbien im Zuſtande berechtigter Verteidigung be-
findet, ſobald den Albaneſen der Gedanke kommen wird, An-
griffsverſuche in ſerbiſchen Gebieten zu machen. Dann wird
Serbien, obwohl es ſeinen guten Willen zeigte und den Wün-
ſchen der Großmächte zuvorkommend ſeine Truppen vom
albaneſiſchen Boden zurückzog, ſich gezwungen ſehen, die wichtig-

ſten ſtrategiſchen Punkte auf albaneſiſchem Ge
biet, wenn auch proviſoriſch, wieder zu beſetzen.

—F-TZ

England.
Die Agttatton gegen die Einführung der Homerule in Jeland

wird von den irenfeindlichen Ulſtermännern eifrig fortgeſetzt.
Sir Carton, einer ihrer Anführer, erklärte, verſchiedene en g-
liſche Genergle hätten ſich ihm zur Verfügung gegſtellt,
um die engliſchen Ulftermänner gegen die Jren zu führen, wenn
die Homerule Geſetz werden ſollte.

Amerika.
Bryan als Varietenummer. Der amerikaniſche Staats

ſekretär Bryan hält bekanntlich, weil er mit den 50 000 Mk
die er als Miniſtergehalt bezieht, „nicht auskommt“, politiſche
Vorträge in den Varietés. Gegen dieſe für einen Staatsſekretär
immerhin etwas ungewöhnliche Art, ſeine Einnahmen zu er-
höhen, hat in der amerikaniſchen Preſſe eine lebhafte Kritik
eingeſetzt. Miſter Bryan ſoll nun darüber zwar ſehr „auf-
gebracht“ ſein, doch haben die Kritiken, welche ſeine Vorträge
in den Vereinigten Staaten wie auch in der Preſſe anderer
Länder gefunden haben, ihn nicht veranlaſſen können, dieſe
Vorträge einzuſtellen. Jedoch will er in Zukunft allen Journa
liſten und ſonſtigen Vertretern der Preſſe keine Berichte über
ſeine Vorträge mehr zukommen laſſen. (Schröcklichl Red.)
Am Sonnabend hat Bryan ſeine erſte Rundreiſe mit der
Varietétruppe beendet. Er ſagte, er habe 6500 Dollar
„verdient“ und fügte hinzu, daß er dieſes bekannt gebe,
weil ſich die Preſſe ſo eingehend mit ihm beſchäftigt habe. Er
bemerkt weiter, er wiederhole nochmals, daß er 8000 Dollar zu
ſeinem Staatsſekretärgehalt jährlich hinzüverdienen müſſe,
er werde ſich ſofort einer neuen Truppe anſchließen.

Aus der Partei.
Totenliſte der Partei.

Jn Mühlhauſen (Thür.) verſtarb am Donnerstag der
Krankenkaſſenbeamte Genoſſe Otto Schäfer im Alter von
40 Jahren. Er iſt mit der Bewegung des Wahlkreiſes Mühl-
hauſen-Langenſalza-Weißenſee, die er aus kleinen Anfängen
auf die jetzige Höhe bringen half, durch jahrelange Tätigkeit
auf das engſte verwachſen. Elf Jahre hindurch bekleidete er
den Poſten eines Kreisvorſitzenden, und von 1907 an war er
als Reichstagskandidat für den Kreis aufgeſtellt, bis er in
dieſem Jahre die Kandidatur wegen ſeiner Erkrankung nieder-
zulegen gezwungen war. Auch als Stadtverordneter wirkte er
mehrere Jahre lang. Selbſt der Magiſtrat und der Stadt-
verordnetenvorſteher erkannten dieſe Tätigkeit in einem Nach-
ruf an, in dem es heißt: „Herr Schäfer war ein eifriger,
fleißiger Mitarbeiter in der Stadtverordnetenverſammlung;
wir bedauern aufrichtig ſein frühes Dahinſcheiden. Sein An
denken wird in Ehren gehalten werden.“

Die Jagd nach der Rekruten Broſchüre.
Das Verlangen der Staatsanwaltſchaft nach der Broſchüre

Wer will unter die Soldaten? iſt unendlich groß. Nich? nur
in den Filialen unſeres Lüdenſcheider Parteiblattes, in
Plettenberg und Jſerlohn, ſondern auch in den Bureaus des
Metallarbeiterverbandes dieſer Orte, ja in Pletten-
berg ſogar in der Verkaufsſtelle des Konſumvereins
wurde nach der Broſchüre gehausfucht. Das Bemühen war
erfolglos

Gewerkſchaftliches.
Eine ſonderbare „üble Nachrede“.

Der Gärtnereibeſitzer Walter in Köln-Bayenthal klagte vor dem
Kölner Schöffengericht gegen den Vorſitzenden und den Kaſſierer
der Ortsgruppe Köln des Allgemeinen Deutſchen Gärtnervereins
wegen „Beleidigung“, weil an einigen Straßenecken in der Nähe
ſeines Betriebes Zettel folgenden Jnhalts angeklebt waren:

Achtung, Gärtner!
Wegen Nichtanerkennung des mit der Gruppe Köln abge-

ſchloſſenen Tarifvertrages (Stundenlohn 46 Pfg.) iſt über die
Firma Otto Walter, Gärtnerei zu Bayental, die Sperre ver

fügt. Jetzige Löhne: 25 Mk. pro Woche nein den Monat.
Lohn die Stunde demnach 30 Pfg. Jeder Gärtner meide den
Betrieb!

Die Verhandlung vor dem Schöffengericht beſtätigte im all-
gemeinen die Richtigkeit dieſes Anſchlages. Der Gärtnereibeſitzer
beſchäftigte einen Mann, der drei Jahre gelernt hat, und zahlte
ihm 25 Mk. den Monat; er gab zu ſeiner Rechtfertigung an, daß
der Mann nicht voll ausgebildet geweſen ſei. Es wurde weiter
feſtgeſtellt, daß Walter noch zwei weitere Leute mit 35 und
40 Mark pro Monat entlohnte und er ſomit drei Leute
unter den Tarifſätzen beſchäftigte. Trotzdem verurteilte das Ge-
richt die Angeklagten zu je 30 Mk. Geldſtrafe und ordnete die
Publikation des Urteils in der Allgemeinen Deutſchen Gärtner
zeitung an. Der Vorwurf, ſo heißt es in der Urteilsbegründnng,
daß Walter den Tarif nicht eingehalten habe, ſei unberechtigt; es
handle ſich um einen Mann, der nicht Gehilfe geweſen ſei, und es
müſſe geſtattet ſein, mit Perſonen, die nicht unter den Tarif
fallen, beſondere Vereinbarungen zu treffen.

Dieſe merkwürdige Auslegung des Tarifvertragsrechts werden
die Verurteilten durch Berufung anfechten.

Die Nachwehen des Kampfes im Malergewerbe,
der von Anfang März bis Ende Mai währte, ſind noch nicht
ganz beſeitigt. Jn einer größeren Zahl Lohngebiete ſind die ört-
lichen Verhandlungen noch nicht erledigt; eine Sitzung des Haupt-
tarifamtes, die die Schwierigkeiten jedenfalls erleichtert hätte, wußte
der Unternehmerverband bisher zu vereiteln.

Von größter Bedeutung für das Malergewerbe und nicht ohne
allgemeines Jntereſſe iſt es, daß der Gauverband Rheinland-
Weſtfalen des Unternehmerverbandes mit über 10 Millionen Lohn-
ſumme bisher den am 22. Mai von den beiden Zentralorganiſationen
angenommenen Schiedsſprüchen und dem Reichstarifvertrag noch
nicht zugeſtimmt hat. Das iſt ein nun ſchon vier Monate andauernder
Tarif- und Diſziplinbruch ſchlimmſter Art. Jnzwiſchen hat
auch bereits ein? Hauptverſammlung des Unternehmerverbandes
zu dem Fall Stellung genommen und den tarifbrüchigen Gauver-
band aufgefordert, ſeinen unhaltbaren Standpunkt zu verlaſſen.
Während dieſer Verhandlungen kam es zwiſchen den führenden
Leuten des Unternehmerverbandes zum offenen Konflikt, in deſſen
Verlauf die Rheinländer die Hauptverſammlung unter heftigem
Proteſt und mit der Drohung verließen, anch vor einem Ausſchluß
aus dem Verbande nicht ängſtlich zu ſein. Eine befonders nach
dem Rheinland zur Beruhigung der höchſt unwilligen Geiſter
entſandte Deputation mußte trotz aller Bemühungen unverrichteter
Sache wieder abziehen.

Jetzt iſt nun offenkundig geworden was allerdings ein Ge
heimnis eigentlich ſchon längſt nicht mehr war daß hinter den
rabiat gewordnen rheinländiſch- weſtfäliſchen Maler-
meiſtern die groß induſtriellen Scharfmacher ſtehen;
vielleicht ſind dieſe ſogar die direkten Anſtifter der ganzen Dif-
ferenz. Dem Verband der Maler iſt nämlich folgendes geheime
Zirkular zugeflogen:

Elberfeld, den 27. 8. 1913.
Verband von Arbeitgebern im bergiſchen Jnduſtriebezirk

Geſchäftsſtelle: Elberfeld, Blierſtr. 44, Fernſpr. 4755.
Vertraulich! An unſere Mitglieder!
Der Ausſtand im Maler- und Anſtreichergewerbe iſt beendet.

(Vergleiche unſer Rundſchreiben vom 13. März d. J.). Auf

Wunſch des Arbeitgeberverbandes für das Maler- und An
ſtreichergewerbe bitten wir unſere Mitglieder, etwa für das
Frühjahr vorgeſehene Arbeiten ſchon vorher vornehmen zu laſſen,
da im Frühjahr mit einer neuen Bewegung gerechnet
wird. Ferner bitten wir, die Arbeiten nur an ſolche Firmen
zu vergeben, die Mitglied des Arbeitgeberverbandes für das
Maler- und Anſt reichergewerbe ſind. Auskunft erteilt deſſen
Geſchäftsſtelle: Barmen, Unterdörnerſtr. 61, Tel. 407.

Hochachtungsvoll
Verband von Arbeitgebern im bergiſchen Jnduſtriebezirk

J. A. Dr. Lindemann.
Danach wollen die Unternehmer alſo noch länger im

Tarifbruch verharren und im kommenden Jahre ent-
weder wieder ſchärfer vorgehen, nachdem die bis in die
jüngſten Tage angewendeten Zwangsmittel nicht vermochten, den
Gehilfen einen ſchlechteren Tarif aufzuzwingen, oder ſie erwarten
dann von den Gehilfen nichts Gutes.

Schuld an dem unhaltbaren Zuſtand trägt der Geſamt-Unter-
nehmerverband ſelbſt mit am meiſten. Er hat durch ſeine Haſt,
mit der er vor vier Jahren einen Reichstarif forderte in der
trügeriſchen Hoffnung, damit ſeine Reihen feſter ſchließen zu können
den Bogen zu ſtraff geſpannt und eine Reaktion im eigenen Lager
erzeugt, die jetzt gegen dieſe gerade vom Standpunkt der Maler-
meiſter falſche Tarifpolitik ankämpft.

Verſchlimmert wird der Zuſtand mit dem Rheinland noch durch
das zwieſpältige Auftreten der Leitung des Unternehmerverbandes.
Während deſſen Vorſitzender immer noch Haftungsbeſtimmungen
gegen die angeblich nicht tariftreuen Gehilfen verlangt, daneben
aber den beharrlichen Tarifbruch eines ganzen Gaues des Unter-
nehmerverbandes nach außen hin mißbilligt, um dieſen tatſächlich
für ihn blamablen Zuſtand zu beſeitigen, erklärte er wiederholt im
gleichen Atemzuge, er laſſe ſich nicht zum Büttel der Gehilfen
gegen das tarifbrüchige Rheinland mißbrauchen und lehne es ab,
anders als durch gütliges Zureden Wandel anzuſtreben. Wie
ſollen dann die abſeits tanzenden Scharfmacher die gegen ſie ein
geleitete Aktion ernſt nehmen So iſt denn das Ganze auch ein
treffliches Beiſpiel für die Gewiſſenhaftigkeit, mit der ſich die
Bezirksorganiſationen der Unternehmer bemühen, ihre tariflichen
Pflichten nach dem Grundſatz von Treu und Glauben zu erfüllen.
Und dieſe Leute verlangen Garantie für die Einhaltung der Tarif-
verträge durch die Gewerkſchaften.

Kurze gewerkſchaftliche Meldungen.

Der Tarifkampf im Karlsruher Metzgergewerbe
iſt in ein neues Stadium gerückt. Nachdem die beiden Firmen
Gebr. Henſel und Stephan Gartner ſich zu Unterhandlungen
nicht herbeilaſſen, haben die Ausgeſperrten unter Zuſtimmung
der Kommiſſion des Gewerkſchaftskartells beſchloſſen, eine eigene
Schlachtere i und Wurſterei in Form einer Geſellſchaft m. b. H.
zu gründen. Der Beſchluß wurde einſtimmig gefaßt und zugleich
eine ygſkon zur Vornahme der erforderlichen Vorarbeiten
gewählt.

Die Differenzen bei der Firma „Delphin“, Schnh-
fabrik in Straußberg, konnten in der erſten Streikwoche
durch gegenſeitige Verhandlungen beigelegt werden. Die Wieder-
einſtellung des Entlaſſenen wurde zugeſagt und ein neuer Lohn
tarif mit etlichen Verbeſſerungen für die Arbeiter vereinbart.
Am Montag wird die Arbeit wieder aufgenommen.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Parteinach
richten Paul Hennig, Ausland, Gewerdkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen, für
Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die Anzeigen Wilhelm
Herzig; Verleger Alfred Jähnig, ſämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.).

Aus dem Geſchäftsverkehr.
Hohe Auszeichnung. Auf der ſoeben geſchloſſenen ubiläums

Koch-Kunſt- Ausſtellung in Hildesheim wurden die Spezialmargarine
Marken Rheinperle, Solo, ſowie die bekannte Pflanzenbutter
margarine Cocoſa abermals mit der goldenen Medaille bedacht.
Dieſe höchſte Auszeichnung bildet wiederum einen Beweis für die
Güte der erwähnten Erzeugniſſe, die ſich in allen Kreiſen der
Konſumenten einer außerordentlichen Beliebtheit erfreuen.

nut Goh t. m h.G A. ASMATZI A.G. DRES
rauh
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 223 Halle (Saale), Dienstag den 23. September 1913 24. Jahrg.

Parteitag.
6. Verhandlungstag.

O. B. Jena, den 20. Sept. 1018.
Vorſ. Bock eröffnet die Sitzung um 8 Uhr.
„Winnig Hamburg und Julius Koch Magdeburg er

klären, daß ſie für die Reſolution Wurm geſtimmt hätten, wenn
ſie nicht durch Parteiarbeit ferngehalten worden wären.

Maifeier.
„„vBerichterſtatter Ebert: Die vorjährigen Verhandlungen
über die Abführung des Tagelohnes waren durchaus nicht er
hebend, die Zwiſchenfälle bei Abſtimmung über die Aufhebung
des Nürnberger Beſchluſſes waren ſogar geradezu deprimie
rend. Viele Genoſſen haben für die in Chemnitz beſchloſſene
Aufhebung des Nürnberger Beſchluſſes nur geſtimmt, weil ſie
nachher eine beſondere Regelung der Frage für die Partei-
und Gewerkſchaftsangeſtellten vornehmen wollten das war
nicht möglich, doch wurden alle diesbezüglichen Anträge dem
Parteivorſtand überwieſen. Wir ſchlagen Jhnen nunmehr vor,
daß die Partei und Gewerkſchaftsangeſtellten den Tagelohn
vom 1. Mai wieder abführen ſollen. Erſtrecken wir den Kreis
derer, die den Tagesverdienſt vom 1. Mai abführen ſollen,
weiter hinaus, ſo entſtehen ſofort die größten Schwierigkeiten.
Jede Kontrollmöglichkeit fällt weg, und die Ausſchlüſſe häufen
ſich. Jn einzelnen Bezirken hat man trotz allen Anweiſungen
den Nürnberger Beſchluß nicht durchgeführt. Man wollte vor
allem Angeſtellte in Privatbetrieben, die Bureau und Hand
lungsgehilfen, nicht ausſchließen, wenn ſie den Nürnberger
Beſchluß nicht durchführten. Vielfach ſtellte ſich auch die wirt-
ſchaftliche Lage der betroffenen Perſonen als durchaus un-
günſtig heraus. Jn den SGenoſſenſchaften und Krankenkaſſen
ſah man bedauerlicherweiſe hier und dort lieber auf die Mai-
feier verzichten als dem Nürnberger Beſchluß nachkommen.
Ganz anders liegt es mit den Angeſtellten der Kampforgani-
ſationen, die die Arbeitsruhe am 1. Mai beſchloſſen haben und
den Arbeitern Opfer zumuten. Alle hier in Betracht kommen-
den Angeſtellten der Partei und Gewerkſchaften müſſen gern
und freudig ihren Arbeitsverdienſt vom 1. Mai abliefern.
Auch die Generalkommiſſion iſt damit einverſtanden, daß wir
dieſe Maßregel zur Durchführung bringen. Jeden Wider-
ſtand gegen den Nürnberger Beſchluß in dieſer eingeſchränkten
Form müſſen die Organiſationen rückſichtslos brechen. Einund GewertſHafteangeſtellter, der fich jetzt noch der

rchführung dieſes Beſchluſſes gach der Abführung des Tages
verdienſtes weigerte, würde damit einen ſolchen Mangel an
Pflichtgefühl und Opferſinn zeigen, daß er das Vertrauen der
Parteigenoſſen nicht mehr verdiente. (Zuſtimmung.) Uns er
ſcheint dieſer Vorſchlag, wenn auch nicht vollkommen, ſo doch
als der beſte Ausweg aus einer verzwickten Lage. Von den
Einnahmen der Maifeierfonds ſind ſowieſo auch bisher nur
20 Proz. aus der Abführung des Tagesverdienſtes gefloſſen.

Man hat auch die Frage aufgeworfen, ob man nicht auf dem
nächſtjährigen Wiener internationalen Sozialiſtenkongreß die
Arbeitsruhe am 1. Mai erneut zur Debatte ſtellen ſoll. Die
Arbeitsruhe am 1. Mai muß nach dem einſtimmigen Urteil des
Parteivorſtandes in ihrer e Form aufrechterhalten
werden. Auch die deutſche Delegation in Wien wird ſicherlich
dieſen Standpunkt teilen. Die Maidemonſtration in ihrer
jetzigen Form iſt hervorragend geeignet, in den Maſſen Mut
und Begeiſterung zu wecken. Wir demonſtrieren an dieſem
Tage nicht nur für den Achtſtundentag, ſondern auch gegen den
kulturfeindlichen Militarismus und den männermordenden
Krieg, gegen die Gefährdung des Koalitionsrechts, gegen den
Stillſtand der Sozialreform und die Verweigerung des gleichen
Wahlrechts in Preußen. Aus alledem muß der Gedanke der
Maifeier neue Kraft gewinnen. Eine Abſchwächung der Mai-
feier gerade in der gegenwärtigen Situation würde ein Zurück-
weichen ſein, das die Maſſen nicht verſtehen. (Sehr gut!)
Den Treibereien der Rüſtungshetzer und Scharfmacher muß
ſich mit ſteigender Wucht die Maſſenaktion des Proletariats
entgegenſetzen. Wenn wir im nächſten Jahre in Wien mit den
Genoſſen der Jnternationale zuſammentreten, ſind es gerade
25 Jahre her, daß die neue Internationale entſtanden iſt. Auf
jener erſten impoſanten Tagung der neuen Internationale in
Paris 1890 wurde die Arbeitsruhe am 1. Mai beſchloſſen. Nie-
mand wird gerade auf dieſer Jubiläumstagung den Charakter
der Maifeier abſchwächen wollen. Jch bitte dringend, alle dieſe
Anregungen abzulehnen. (Beifall.)

Jn der Diskuſſion erhält das Wort
Fries-Köln: Es liegt ein Antrag vor, daß die Referenten

am 1. Mai nur die Barauslagen erſetzt erhalten. Jch ſympa-
thiſiere ſtark mit dieſem Antrag, aber wir haben an einem
Orte die Erfahrung gemacht, daß dann die Referenten ſtreiken.
(Große Unruhe. Zurufe: Schöne Parteigenoſſen Hunderte
gering bezahlter Arbeiter in der Fabrik müſſen große Opfer
am 1. Mai und das ganze Jahr hindurch für die Arbeiter-
bewegung bringen. Da iſt eine Mißſtimmung vorhanden und
wer das leugnet, hat keine Fühlung mit den Maſſen. Der erſte
Schritt zur Beſeitigung dieſer Mißſtimmung wäre, wenn ſie
mit möglichſt großer Mehrheit beſchließen würden, daß alle
Angeſtellten ihren Tagesverdienſt vom 1. Mai abführen müſſen.
Dann könnten ſich dieſe als die wahrhaften Kulturpioniere
der Arbeiterbewegung erweiſen. (Beifall).

Klingler-Berlin: Die Aufhebung des Nürnberger Be-
ſchluſſes iſt von den Arbeitern als Fauſtſchlag gegen die Be
amten empfunden worden. Wir verlangen ſeine Wiederher-
ſtellung. Die Genoſſen in bevorzugter Stellung können für die
Gemaßregelten Opfer des 1. Mai wohl ein kleines Opfer brin-
en. Viele Angeſtellte haben das gern getan. Wo ſoll der

Jdealismus bleiben, wer We nicht einmal das von allen
Angeſtellten verlangen dürfen

Fiſcher Hannover: Machen wir doch endlich Schluß mit
einem Buche, in dem nichts Schönes verzeichnet ſteht! Die
Maifeier gewinnt durch die Abführung des Tagesverdienſtes
wirklich nichts. Entweder ſetzen wir uns endlich mit voller
Kraft für die Arbeitsruhe ein oder wir verzichten endgültig
dar ge Hamburg Wir müſſen die teilweiſe recht erheb
lichen Aufwendungen für die Gemaßregelten des 1. Mai doch
irgendwie decken. Dazu iſt es nötig, daß alle Angeſtellten ihren
Tagesverdienſt vom 1. Mai abführen. Jn Hamburg haben
wir damit nie Schwierigkeiten gehabt. Der Antrag des Partei
vorſtandes iſt nicht Fleiſch noch Fiſch. Er macht die Abfüh-
rung des Tagelohnes nicht ſo ſtreng zur Pflicht. wie wir das
wünſchten. Unter ſolchen Umſtänden tut es einem beinahe leid.
noch für die Arbeitsruhe am 1. Mai einzutreten. Wir müſſen
entweder die Unternehmer zwingen, den 1. Mai in viel weite-
rem Umfange freizugeben, oder der 1. Mai hat überhaupt
keinen Sinn Vielleicht überlegen die leitenden Parteigenoſſen
doch noch einmal, ob ſie nicht in Wien eine andere Form der
Maifeier vorſchlagen, zumal wir doch in Deutſchland die ein
zigen ſind, die in größerem Umfange die Arbeitsruhe durch

g. von Aue r München findet mit großer

Mehrheit Annahme. Ji wort betont Ebert nochmals, daß diecclcr dem Antrage des Parteivorſtandes ein
verſtonden iſt. Die Moifeierfonds müſſen natürlich noch andere

m

n haben als bloß die Tagelöhne der Ange
en.

Unter Ablehnung aller Anträge wird der Antrag des Partei
vorſtandes, daß Partei- und Gewerkſchaftsangeſtellte ihren
Tagelohn vom 1. Mai abführen ſollen, mit großer Mehrheit
angenommen.

Es folgt der Bericht der
Beſchwerdekommiſſion.

Referent Paulick- Deſſau berichtet über den Fall Julius
Brückner Göppingen. Brückner hat am 8. März dieſes
Jahres in zwei Plakaten gegen die Beſchlüſſe der ParteiOrga-
niſation proteſtiert, an Stelle des Genoſſen Dr. Lindemann
den Genoſſen Kinkel als Landtagsabgeordneten aufzuſtellen.
Dieſe Plakate enthalten ſchwere Angriffe auf die Partei und
ſind geeignet, dieſe zu ſchädigen. Auch in den Gemeinderat
hat Brückner ſeine Polemik getragen, der Landesvorſtand hat
ihm nun eine ſtrenge Rüge erteilt, das Schiedsgericht ihn aber
Seſga beharrlicher Parteiſchädigung ausgeſchloſſen.
Beſchwerdekommiſſion hat beharrliches Zuwiderhandeln gegen
Parteibeſchlüſſe angenommen und den Ausſchluß beſtätigt.

Meier-Heidelberg: Die Minderheit der Beſchwerdekom-
miſſion hält eine ſcharfe Rüge als Strafe für genügend.
Kinkel iſt doch ein recht unſauberer Patron, der ja ſchließlich
ſeine Kandidatur nicht hat aufrechterhalten können. Seine
r nicht Brückners Proteſt iſt daran ſchuld, daß der
Wahlkreis verloren ging. Brückner hat aus lauteren Motiven
gehandelt. Er hat zwar ſchwer gegen die Parteidiſziplin ver-
ſtoßen, aber nur, um einen notoriſchen Parteiſchädling zu be-
ſeitigen. Unſer Urteil darf nicht nach der Schablone fallen,
darf nicht unbillig hart ſein, ſondern ſich dem Gefühl und
echtsbewußtſein im Lande anpaſſen. Soll der Unanſtändige
in ver Partei bleiben und der Anſtändige hinausgeſchmiſſen
werden
„Hildenbrand-Stuttgart: Sie müſſen die unerquick-

lichen Verhältniſſe in Württemberg berückſichtigen. Brückner
wollte nur das Anſehen und die Würde der Partei vor Schädi
gung bewahren. Er iſt ein ſeit 30 Jahren tätiger alter Ge-
noſſe und hat ſich nie etwas zuſchulden kommen laſſen. Brück
ner hat ſich mit ſeinem Proteſt zunächſt an das Parteiblatt ge-
wandt und iſt dort abgewieſen worden. Das Plakat enthielt
auch nichts, was die Gegner nicht ſchon wußten. Jch bitte Sie,
ſich dem Urteil des württembergiſchen Landesvorſtandes anzu
ſchließen.
Hermann Müller (Parteivorſtand): Wir haben Brück-

ner ſeinen guten Glauben gerne angerechnet, aber das beharr-
liche und die Parteiſchädigung ſind aber nach-
ewieſen. Der Ausſchluß iſt alſo unvermeidlich. Wenn gegen
nkel wirklich ſoviel Material vorliegt, warum beantragt

man nicht ſeinen Ausſchluß? Nebenbei im Verfahren gegen
Brückner auch über Kinkel abzuurteilen, iſt unmöglich. Ge-
rade wegen der vielen Streitigkeiten in Württemberg müſſen
wir Brückner ausſchließen; denn wenn dort die Parteigenoſſen
gegeneinander auch noch mit Anſchlägen an den Plakatſäulen
wüten, können wir Schönes erleben. (Sehr wahrl)

Der Parteitag beſtätigt mit großer Mehrheit den Ausſchluß
Brückners.

Den weiteren Bericht der Beſchwerdekommiſſion erſtattet
Ryſſel-Leipzig: Gegen den Verein Frauenſtift in Nürn

berg und ſeinen Vorſitzenden, den altverdienten Genoſſen
Philipp Wiemer, hat Schmucker-Nürnberg eine Beſchwerde
an die Kreisregierung gerichtet, die ſchlimme Denunziationen
und Angriffe auf die Selbſtverwaltung der freien Hilfskaſſen
enthält. Als das Schiedsgericht ihm mildernde Umſtände be
willigte, weil er ſich der Tragweite ſeines Vorgehens nicht be
wußt geweſen wäre, hat er das benutzt, um Wiemer aus dem
Amte zu drängen. Die Kontrollkommiſſion hat auf Be-
ſchwerde der Nürnberger Parteiorganiſation einſtimmig auf
Ausſchluß Schmuckers wegen ehrloſer Handlungen erkannt.

Nach einigen Bemerkungen von Franz Schmitt- München
und Treu-Nürnberg beſchließt der Parteitag einſtimmig den
Ausſchluß.

Eine Beſchwerde von Julian Borchardt gegen die Ve-
ſetzung ſeines Schiedsgerichts, die bereits die Kontrollkommiſ-
ſion einſtimmig abgewieſen hat, iſt auch hon der Beſchwerde-
kommiſſion einſtimmig zurückgewieſen worden. Der Parteitag
tritt dem bei.

Der Konſumbvereinsangeſtellte Schmedocks in Elberfeld-Bar-
men hat ſich beharrlich geweigert, den Maifeierbeitrag abzu
liefern. Mit Rückſicht auf ſeine Bitte um Verzeihung und
ſeine bedrängten Verhältniſſe hat das Schiedsgericht ihn nur
mit einer ernſten Rüge belegt. Dagegen hat die Organiſation
mit der Begründung Berufung eingelegt, Schmedocks habe bei
Darſtellung ſeiner Not das Schiedsgericht belogen. Der Nach
weis dafür iſt nicht erbracht worden. Die Beſchwerdekommiſ-
a tritt dem Urteil des Schiedsgerichts bei. Ebenſo der Par-
eitag.
Ein ähnlicher Fall betriff. den früheren Genoſſen Schlack

mann in Elberfeld-Barmen. Das Urteil gegen ihn auf Aus-
ſchluß iſt bereits rechtskräftig geworden. Die Beſchwerdekom-
miſſion empfiehlt ihm, beim Bezirksvorſtand ſeine Wiederauf-
nahme nach S 31 des Organiſationsſtatuts zu beantragen.

Julius Linde in Luckenwalde iſt vom Schiedsgericht wegen
einer Aeußerung für unfähig zur Bekleidung von Ehren-
ämtern erklärt worden. Die Beſchwerdekommiſſion will es
angeſichts der unerfreulichen Parteiverhältniſſe in Luckenwalde
bei einer Rüge bewenden laſſen. Seiler-Luckenwalde und
Ewald-Zauch-Belzig verteidigen ihre Wahlkreisorganiſation
egen dieſe Charakteriſierung. Linde ſei ein Stänker, denſh. der Metallarbeiterverband für nicht wieder aufnahme-

fähig erklärt habe. Dev Parteitag ſtellt das Urteil des
Schiedsgerichts wieder her.

Thebes-Hohenſteinfurt iſt wegen Förderung einer Sonder-
kandidatur von den Ehrenämtern ausgeſchloſſen und mit einer
Rüge belegt worden. Der Parteitag beſtätigt das Urteil.

15 Genoſſen in fünf verſchiedenen Fällen, nämlich acht Tex-
tilarbeiter in Plauen, ein Metallarbeiter in Breslau, ein
Metallarbeiter in Grabow, zwei weitere Metallarbeiter in
Breslau und drei Maler in Frankfurt a. M., ſind wegen Teil-
nahme an Lokalorganiſationen ausgeſchloſſen worden. Der
Parteitag beſtätigt dieſe Entſcheidung.

Ein umfangreiches Aktenſtück behandelt die Klage des Wahl-
vereins in Kamen gegen Schmitz-Soeſt. Feſtgeſtellt worden iſt
vor dem Schiedsgericht von vielen Anklagen nur das eine, daß
Genoſſe Schmitz einen anderen Genoſſen als „rotnäſigen Kerl“
bezeichnet habe. (Heiterkeit.) Das Schiedsgericht hat ihm des-
wegen eine Rüge ausgeſprochen (Heiterkeit), die Beſchwerde-
kommiſſion aber auch dieſe aufgehoben, weil irgendwelche Be-
ziehung zur Partei nicht vorliege. Redner richtete an die Ge
noſſen die Bitte, nicht wegen ſolcher Lappalien den ganzen
Verwaltungskörper der Partei in Bewegung zu ſetzen. (Lebh.
Zuſtimmung.)

Es ſoll ſodann noch eine prinzipielle Entſcheidung darüber
herbeigeführt werden, ob Schiedsgerichts-Sitzungen partei-
öffentlich ſind oder nicht. Die Beſchwerdekommiſſion ſteht auf
dem Standpunkt, daß das nicht der Fall ſein kann. Auf An-
trag Scheidemann wird dieſe wichtige Frage dem Vorſtand
und Ausſchuß zur Beratung überwieſen.

Es folgt der Fall Radek. Die Beſchwerdekommiſſion hat
ſich dem Standpunkt des Parteivorſtandes nach Anhörung der
Genoſſen Henke-Bremen end Müller (Parteivorſtand) ange

Auch die

ſchloſſen und wünſcht den Fall Radek für die deutſche Sozial
demokratie durch Annahme folgenden Antrages zu erledigen:

Perſonen, die aus einer dem Jnternationalen Sozialiſti
ſchen Bureau angeſchloſſenen Bruderparteien wegen ehrloſer
Handlungen ausgeſchloſſen worden ſind, können in der ſozial-
demokratiſchen Partei Deutſchlands ohne Zuſtimmung der
Partei, die den Ausſchluß vollzogen hat, Mitgliedsrechte
nicht erwerben.
Vorſitzender Ebert teilt mit, daß ihm von verſchiedenen

ruſſiſchen und polniſchen Parteiorganiſationen Erklärungen
zum Fall Radek zugegangen ſeien. Da es ſich hier aber nur
um die Formfrage handle, ſei eine Verleſung derſelben nicht
angebracht. Der Parteitag ſtimmt dem zu.

Müller- Berlin (Parteivorſtand): Man wirft uns vor,
daß wir ein Gelegenheitsgeſetz mit rückwirkender Kraft ſchaffen
wollten. Aber der Chemnitzer Parteitag hat uns ja den Auf-
trag gegeben, den Entwurf einer ſolchen Regelung vorzu
ſchlagen. Bis jetzt liegt dem Falle Radek nur das polniſche
Urteil erſter Jnſtanz vor. Wir haben keine Pflicht und kein
Recht, dieſes Urteil nachzuprüfen. Sonſt könnte ſchließlich ein
polniſcher Genoſſe alle Parteien der Jnternationale jahrelang
in Atem halten. (Sehr wahrl) Wir können nicht Tauſende
und Abertauſende von Mark verpulvern, um Schiedsgerichts
urteile über polniſche Genoſſen nachzuprüfen. (Sehr richtig
Wegen eines Arbeiters hätte man nicht ſo viel Umſtände ge-
macht, wie um Radek. (Stürm. Beifall und Unruhe.) Radek
war in Leipzig 46 Wochen organiſiert, in Berlin nur eine
einzige Woche. Er hat behauptet, in Berlin an einen Bezirks-
führer 8 Mk. Mitgliedsbeiträge gezahlt zu haben. Nach gründ
licher Unterſuchung hat er ſchließlich ſelbſt zugegeben, er müſſe
ſich mit dieſer Behauptung wohl geirrt haben. Das iſt Radek
in Reinkultur. (Lebh. Zuſtimmung.) Die Bremer Bürger-
zeitung hat die Theorie aufgeſtellt, wir müßten jeden, der ſich
meldet, ohne Nachprüfung aufnehmen; wenn er Schuft, Spitzel
oder Heuchler ſei, könnten wir ihn ja nachher ausſchließen, das
ſei der Geiſt unſeres Organiſationsſtatuts. Nein, wir wollen
uns nicht jeden Schuft, Spitzel oder Heuchler auf den Hals
kommen laſſen, ſondern von vornherein einen Riegel vor-
ſchieben. (Lebh. Zuſtimmung.) Das andere iſt nicht der Geiſt
des Statuts, ſondern nur der Geiſt von Bremen. (Sehr gutl)
Bisher beſtand für ſolche Fälle eine Lücke im Organiſations-
ſtatut, und jetzt fordern wir Sie auf, ſie im Geiſte der Jnter-
nationale auszufüllen.

Karl Liebknecht, der nur mit großer Unruhe angehört
wird, proteſtiert dagegen, daß Müller auf Umwegen doch auf
das Materielle des Falles Radek eingegangen ſei. Jhm ſei es
ganz gleichgültig, ob es ſich um einen Arbeiter oder Literaten
handle, wenn es eine Frage der Gerechtigkeit und des Rechts
gefühls ſei. Der Nachprüfung eines ausländiſchen Urteils,
zum mindeſten in bezug auf die Zuſtändigkeit der Organiſa-
tion, könne ſich niemand entziehen. Der Redner begründet
daher folgenden Antrag:

1. Den Antrag des Parteivorſtandes, dem Jnternationalen
Sozigaliſtiſchen Bureau in Brüſſel zur Erwägung und zur
eventl. Herbeiführung einer allgemeinen Regelung der
zu überweiſen, ob und in welchem Umfange der Ausſchluß
aus einer dem Jnternationalen Bureau angeſchloſſenen Par
e bindende Kraft für die übrigen angeſchloſſenen Parteien

itzt.
2. Für den Fall der Ablehnung des Antrags 1 dem Antrage

des Parteivorſtandes einzufügen, daß das Urteil einer aus
ländiſchen Parteiorganiſation die gedachte Wirkung nur hat,
wenn es unter Rechtsgarantien gefällt iſt, die denen in der
deutſchen Partei vorhandenen gleichwertig ſind.

Ein Antrag auf Schluß der Debatte, von Fritſch-Liegnitz
begründet, von Katzenſtein-Berlin bekämpft, wird mit 175
gegen 141 Stimmen abgelehnt.

Katzenſtein-Berlin: Jch bedaure, de ein Mitglied des
Parteivorſtandes im Falle Radek von Gerechtigkeitsmeiern
ſprach. (Sehr gutl) Ein Zentner Gerechtigkeit zuviel iſt beſſer
als ein Gramm Gerechtigkeit zu wenig. Kein deutſches Ge
richt erkennt ausländiſche Urteile ohne weiteres an, kein bür-
gerliches Strafrecht hat rückwirkende Kraft. Sollen wir in
dieſen beiden Beziehungen hinter bürgerlicher Rechtsſicherheit
zurückbleiben. Gleichviel, was Sie ſonſt entſcheiden: Radek iſt
in Bremen als Parteimitglied aufgenommen worden und kann
aus der deutſchen Partei nur durch ordentliche n
verfahren entfernt werden. Jch bedaure, daß Müller den
demagogiſchen Trick angewendet hat, den Arbeiter gegen den
Literaten auszuſpielen. Wir haben den Beweis dafür, daß ein
einfacher Proletarier genau denſelben Schutz gefunden hat, wie
wir ihn für Radek verlangen, ich meine den Fall Kasprzak.
Kasprzak war von einer polniſchen Parteigruppe angeklagt,
Lockſpitzel des Blutzaren zu ſein, aber die deutſche Partei r
ihn dagegen verteidigt und er hat mit ſeinem Kämpfertod be
zeugt, daß wir damit das richtige getroffen haben. Dieſen
Rechtsſchutz ſollten wir auch Radek nicht verweigern, weil die
Ehre und Würde der deutſchen Sozialdemokratie von ihr Ge
rechtigkeit verlangt. (Lebh. teilweiſer Beifall.)

Genoſſin Luxemburg: Nach meiner Ueberzeugung kann
der Fall Radek nicht mehr anders erledigt werden, als daß er
von den deutſchen Parteiinſtanzen gründlich erörtert wird.
Wir können dieſe Aufgabe weder auf das Jnternationale So-
zialiſtiſche Bureau abſchieben, noch uns hinter formale Gründe
verſtecken. Radek hat jetzt jahrlang die deutſche Partei be
ſchäftigt, darum können wir ihn jetzt nicht einfach durch einen
Beſchluß mit rückwirkender Kraft erledigen. Der polniſche
Parteivorſtand würde es mit Freuden begrüßen, wenn die
deutſche Sozialdemokratie den Fall in vollem Umfange unter-
ſucht. Jch bitte Sie, wenigſtens dieſen r von mir auf
dem Parteitag anzunehmen. Heiterkeit und Beifall.)

Oskar Cohn-Berlin: Jch will mich mit Müllers dema-
gogiſchen Tricks nicht weiter beſchäftigen. (Vorſitzender Ebert
rügt dieſen Ausdruck). Wir wollen nur, daß in der deriſgen
Partei Recht Recht bleibt, auch gegenüber den ausländiſchen
Genoſſen. Da eine Lücke im Statut iſt, müſſen wir ſie aus
füllen, aber wir können das unmöglich mit rückwirkender Kraft.
Das widerſtrebt dem Anſtandsgefühl einer großen Partei. Da
zu würde ſich kein Strafgericht des Klaſſenſtaats bereit finden.
Wahrſcheinlich möchte der Parteivorſtand ſelbſt von ſeinem
Standpunkt loskommen, aber er hat fich feſtgelegt. n Mün
chen hat Pfannkuch zum Fall Kasprzak ausdrücklich erklärt,
wir müſſen uns das Recht vorbehalten, ausländiſche Urteile
nachzuprüfen. Nach dieſem Grundſatz müſſen Sie auch heute
verfahren.

Ein Schlußantrag wird angenommen.
Perſönlich bemerkt
Gottſchalk-Königsberg: Die Beſchwerdekommiſſion hat

überhaupt nicht beſchloſſen, dem Antrage des Parteivorſtandes
rückwirkende Kraft auf den Fall Radek zu geben.

Mahyer-Heidelberg und mehrere andere Mitglieder der
Beſchwerdekommiſſion ſtellen feſt, daß die Beſchwerdekommiſſion
mit 8 gegen 1 Stimme der Anſicht war, daß durch Annahme
des Vorſtandsantrages der Fall Radek für Deutſchland er-
ledigt ſein ſoll.

In der Abſtimmung, die unter großer Unruhe und nach leb
haften Auseinanderſetzungen über die Reihenfolge der Anträge
vor ſich geht, wird der Antrag des Parteivorſtandes mit großer
Mehrheit angenommen und ebenſo beſchloſſen, daß er rück
wirkende Kraft auf den Fall Radek haben ſoll. Es werden
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aber auch deide Tefle des Liebknechtſchen Antrages and darauh
der geſamte Antrag Liebknecht mit 168 gegen 158 Stimmen
angenommen.

Außerhalb der Tagesordnung erklärt Noske-Chemnitz.
Das Braunſchweiger Parteiblatt beſtreitet, die Wendung ge
braucht zu haben, die ich in meiner Rede zum Fraktionsbericht
ihm zuſchrieb. Das Zitat lautet wörtlich: „Alles, was das
Proletariat innerhalb der beſtehenden Ordnung erreichen kann.
iſt doch ſchließlich nur ein Dreck.“ Mein Urteil über eine ſolche
Schreibweiſe ſteht feſt.

Die volniſche Sonderorganiſation.
Es folgt die Beratung des Antrages des Parteivorſtandes,

die Einigungsbedingungen mit der P. P. S. (Polniſchen Sozia
liſtiſchen Partei) aufzuheben.

Braun (Parteivorſtand): Wir haben ſchon zahlreiche Polen-
debatten auf unſerem Parteitag gehabt. Seit 1906 haben wir
die P. P. S. regelmäßig unterſtützt und insgeſamt über 60 000
Mark an ſie gegeben. Aber die Zwiſtigkeiten haben nicht auf-
gehört, und die Bewegung iſt nicht vorwärts gegangen. Die
polniſchen Genoſſen ſind ſehr weit in die altpolniſche Bewegung
hineingeraten und haben dem Parteivorſtand und der General-
kommiſſion die ungerechteſten Vorwürfe gemacht. Die bürger-
lichen polniſchen Parteien können den Kampf gegen die Sozial-
demokratie mit den eignen Worten der P. P. S. führen. Die
Doppelorganiſation iſt nicht länger aufrechtzuerhalten. Die
Zerſplitterung iſt daran ſchuld, daß wir in den polniſchen
Landesteilen nicht vorwärtskommen. Wir lehnen nach wie vor
jeden Hakatismus auf das entſchiedenſte ab, aber die polniſchen
Arbeiter gehören in unſere einheitliche Organiſation hinein,
genau wie die franzöſiſchen Arbeiter in Elſaß-Lothringen, und
die andersſprachigen Arbeiter in anderen Grenzbezirken. (Bei-
fall.)

Katzenſtein-Berlin: Die polniſchen Arbeiter ſind noch
ganz beſonders ausgebeutet und unterdrückt. Deshalb ſollten
wir ihnen ſoweit wie möglich entgegenkommen und ihnen auch
beſondere Mandate im Reichstag und Landtag einräumen.
Die P. P. S. hat gewiß viele ſchwere Fehler begangen, aber
wenn wir zu einer gegenſeitigen Bekämpfung kommen, wirkt
es noch ſchlimmer, wird noch mehr Geld zwecklos ausgegeben.
Beſſere Erfolge als in den polniſchen Landesteilen haben wir
auch im Saargebiet oder anderen ſchwer zu bearbeitenden
Gegenden nicht. Die P. P. S. hat große Erfolge in Galizien
erzielt; ſie ſteht auch im ſchärfſten Kampf gegen die bürger-
lichen Sozialiſten. Jm Geiſte der Jnternationale ſollten wir
den Antrag des Vorſtandes ablehnen.

Hörſing-Beuthen: Die polniſchen Arbeiter wollen gar
keine Sonderorganiſation. Wer auf dem Boden des Klaſſen-
kampfes ſteht, kommt zur Sozialdemokratie, und wer es nicht
tut, kommt auch nicht zur P. P. S. Die freien Gewerkſchaften
haben in Oberſchleſien 12 000 Mitglieder. Eine ſolche einheit-
liche Organiſation wollen wir auch, nicht um zu germaniſieren,
ſondern um wirkſamer den Kampf der Arbeiter gegen Aus-
beutung und Unterdrückung zu organiſieren.

Ledebour-Berlin: Wenn wir getzt die Gemeinſchaft mit
der P. P. S. aufheben, werden wir das größte Mißtrauen
unter die polniſchen Proletarier ſaen. Dann wird unſere Agi-
tation noch weniger vorwärts gehen als bisher.

Der Antrag des Parteivorſtandes wird mit großer Mehr-
heit angenommen.

Die Anträge zur Organiſalion werden dem Parteivorſtand
und Parteiausſchuß überwieſen. Abgelehnt wird der Antrag
auf Wiederaufnahme der Lokaliſten in die Partei. Ein An-
trag des Parteivorſtandes will das Organiſationsſtatut dahin
ändern, daß die Mitgliederrechte ruhen, ſobald bon einer
Jnſtanz auf Ausſchluß erkannt iſt.

Heilmann- Chemnitz: Wird dieſer Antrag angenommen,
dann können zwei Mitglieder des in Sachſen aus drei Per-
ſonen beſtehenden Bezirksvorſtandes jedem Genoſſen die Aus-
übung eines Mandats oder anderer Ehrenrechte unmöglich
machen. Das wäre kein rechtliches Ausſchlußverfahren mehr,
ſondern ein Standrecht.

Müller (Parteivorſtand). Die Bezirksvorſtände haben ſich
bisher als durchaus objektiv erwieſen.

Der Antrag des Parteivorſtandes wird angenommen.

Die Wahlen zur Parteileitung
haben folgendes Reſultat ergeben: abgegeben ſind 473 Stimm-
zettel. Die abſolute Mehrheit beträgt alſo 237. Zu Vor-
ſitzenden ſind gewählt: Haaſe mit 467 und Ebert mit
433 Stimmen. Zum Kaſſierer Braun mit 458 Stimmen.
Als Sekretäre haben erhalten: Bartels-Altonga 269,
Geriſch 466, Dißmann- Frankfurt a. M. 211, Molken
buhr 440, Hermann Müller 442, Pfannkuch 468
Scheidemann 445, Luiſe Zietz 450 Stimmen. Gewählt
find Bartels Geriſch Molkenbuhr, Herm. Müller,
Pfannkuch, Scheidemann und Luiſe Zietzz.

Als Beiſitzer haben erhalten Brübl 232, Wels 245 Wen-
gels 430 Stimmen. Gewählt ſind Wels und Wengels.

Bei der Wahl der Kontrollkom miſſion haben er-
halten: Bock 373, Breh 193, Brühne 486, Er n ſt 427, Geck
309, Geyer 247, Helene Grünberg 158, Hengsbach
347, Löbe 191, Sindermann 247, Stubbe 315, Ti m n
368, Klara Zetkin 288 Stimmen. Zwiſchen Sindermann und
Geyer hat das Los zugunſten Geyer entſchieden. Die Kontroll-
kommiſſion ſetzt ſich alſo wie folgt zuſammen: Bock, Brühne,
Ernſt, Geck, Geyer, Hengsbach, Stubbe, Timm, Klara Zetkin.
Die Kommiſſion hat ſich konſtituiert und Bock zum 1., Brühne
zum 2. Vorſitzenden gewählt.

Die Zahl der Mitglieder des Zentralbildungsaus-
ehe wird von 7 auf 9 erhöht. Gewählt ſind vom

arteivorſtand und Kontrollkommiſſion David-Mainz, Hei-
mann-Berlin, Korn-Berlin, Laufenberg-Hamburg, Löbe-Bres-
lau, Mehring-Berlin, Adolf Müller-München, Heinrich Schulz
als Geſchäftsführer und Klara Zetkin.

Die Wahl des Ortes für den nächſten Parteitag
wird dem Vorſtand und Ausſchuß überlaſſen. Der Antrag,
auf die Tagesordnung des nächſten Parteitages das Thema:
Staat und Kirche zu ſetzen, wird gegen eine ſtarke Minderheit
abgelehnt. Ein Antrag Grumbach, den nächſten Parteitag vor
dem Jnternationalen Kongreß in Wien ſtattfinden zu laſſen,
wird dem Vorſtand und Ausſchuß überwieſen.

Damit ſind die Arbeiten des Parteitages erledigt.
Schlußwort.

Vorſ. Ebert dank den Jenger Genoſſen für die freundliche
Aufnahme und beſonders für die prächtige Aufführung am
Sonntag abend. Den Kommiſſionsmitgliedern und den Ver-
tretern der Preſſe für ihre fleißige Arbeit. Er wirft dann
einen Rückblick auf die Verhandlungen des Parteitages: der
Parteitag hat fleißige und gute Arbeit geleiſtet. Der Tätig-
keit der Parteileitung und der Reichstagsfraktion iſt zugeſtimmt
worden. Beiden Körperſchaften ſind für ihre künftige Tätig-
keit wichtige Anregungen gegeben worden, die weitgehende Be-
rückſichtigung finden werden. Die überaus wichtige und ſehr
komplizierte Steuerfrage, die uns ſeit Jahren lebhaft beſchäf-
tigte, hat der Parteitag gründlich bearbeitet. Die fleißige Vor-
arbeit der Referenten ermöglichte eine erſprießliche Behand-
lung des Themas. Die angenommene Reſolution hat die
Richtlinien eines ſcharfen Klaſſenkampfes feſtgehalten und den
Grundſatz proletariſcher Steuerpolitik zum klaren Ausdruck
gebracht. Die Entſchließung des Parteitages wird bei der
Agitation im Lande und bei der Tätigkeit unſerer Vertreter
in Reich, Bundesſtaat und Gemeinde gute Dienſte leiſten. Mit
der Behandlung der Arbeitsloſenfürſorge hat der Parteitag
eine Frage des Lebensintereſſes für Hunderttauſende von Ar-
beiterfamilien berührt. Es muß jetzt ein Maſſenſturm organi-
ſiert werden, der mit unwiderſtehlicher Wucht die Herrſchenden
zu einer ernſthaften Arbeitsloſenfürſorge zwingt. (Lebh. Bei-
fall.) Auch die Frage des Maſſenſtreiks iſt erneut erörtert
worden. Ueber die Art des Kampfes und ſeiner Propagierung
beſtehen Meinungsverſchiedenheiten, volle Einigkeit aber über
das Ziel, zu en Erreichung, wenn andere Mittel verſagen
edenfl. der M I gngewendet werden muß. Die Drei

chande in V en muß beſeitigt werden koſte es, wasWie (Lebh. de Unſer klur und i
deutig auch für die, die in kurgfi r endung ſich der
Beſeitigung des Dreiklaſſenwahlrechts widerſetzen. Wir alle
ſagen: entweder das freie Wahlrecht oder der Maſſenſtreik.
(Sehr gut!)

Unſeren Gegnern hat dieſe Tagung recht bittere Enttäuſchung
gebracht. Sie ſetzen ihre Hoffnung nur noch auf die Selbſt
zerfleiſchung der Partei und hatten gerade an dieſen Partei
tag beſondere Erwartungen gelnüpft. Aber bei aller ſachlichen
Schärfe iſt der Meinungsſtreit ſtets in gutem kameradſchaft-
lichem Geiſte geführt worden, und der entſchiedene Wille zur
Einheit und Geſchloſſenheit ſtärker als jemals zum Ausdruck
gekommen. Nur die Zuſammenfaſſung aller Kräfte kann dem
Proletariat auch in Zukunft weitere Erfolge bringen. (Bei-
fall.) Wenn wir uns jetzt anſchicken, in die Heimat zurück
zukehren, und jeder wieder auf ſeinen Poſten geht, legen wir
das aufrichtige Gelöbnis ab, in alter Treue unſere beſte Kraft
einzuſetzen für die Partei, für die Befreiung des Proletariats
aus politiſcher und wirtſchaftlicher Unterdrückung. Dabei wird
uns das glänzende Beiſpiel leiten, das uns unſer großer un-
vergeßlicher Meiſter Bebel gegeben hat. (Lebh. Beifall.) So
vereinigten wir uns in dem alten Schlachtruf: Die deutſche
die internationale Sozialdemokratie, ſie lebe hoch!

Die Delegierten ſtimmen begeiſtert dreimal in das Hoch ein
und ſingen ſtehend den erſten Vers der deutſchen Arbeiter
marſeillaiſe.

Vorſ. Ebert Der Parteitag iſt geſchloſſen.
Schluß 114 Uhr.

Gewerkſchaftliches.
Die Streikbewegung in Englansv.

Die blutigen Vorgänge in Dublin, der heroiſche Kampf der
riſchen Arbeiter gegen den Uebermut eines ſkrupelloſen Scharf-
machertums haben das Solidaritätsgefühl der engliſchen Arbeiter
entfacht. Wieder brechen eine Anzahl „wilder“ Streiks an allen
Ecken und Enden des Landes aus. Nirgends iſt etwas von Agi-
tatoren und Aufhetzern zu ſpüren, es iſt der einfache, unbekannte
und ungenannte engliſche Arbeiter ſelbſt, der nicht ruhig zuſehen
kann, wie ſeine Arbeitsbrüder in Jrland vom übermächtigen
Kavitalsprotzentum anf die Knie gezwungen werden ſollen. Ganz
auf eigene Jnitiative haben ſich einige Eiſenbahner in Liverpool
geweigert. aus Dublin herrührende Streikbrecherware Ware,
die von Streikbrechern erzeugt oder transportiert worden iſt
zu handhaben. Als ſie dafür gemaßregelt wurden, traten, wie
man uns aus London meldet, Taufende ihrer Kameraden in den
Streik. Am folgenden Tage wiederholte ſich genau derſelbe Vor-
gang in Birmingham, nur daß hier der Streik ſofort größere
und erbittertere Formen annahm. Und wie die Eiſenbahngeſell-
ſchaften verſuchen, die befleckte und die wie Peſt gemiedene Ware ins-
geheim auf anderen Routen zu transportieren, pflanzt ſich der
Kampf der Arbeiter von Ort zu Ort fort. Heute hat die Be-
wegung bereits auf die Eiſenbahnzentren Crewe, Derby,
Sheffield und Neweaſtle-on-Tyne übergegriffen. Vor
zwei Tagen ſchien es, als ob wir am Vorabend eines neuen all-
gemeinen Eiſenbahnerſtreiks im ganzen Reich ſtünden,
und noch iſt nicht alle Gefahr einer ſolchen Entwicklung behoben.
Jnsbeſondere die Eiſenbahner von Birmingham, wo bereits
7000 am Kampfe teilnehmen, haben mit großem Ungeſtüm die
Erklärung eines Generalſtreiks gefordert. Der Vorſtand des
Eiſenbahnerverbandes hat dieſes Verlangen jedoch entſchieden a b-
gelehnt, weil ſeiner Anſicht nach kein günſtiges Kampfobjekt für
eine ſo gewaltige Maßnahme vorhanden iſt.

Augenblicklich ſpricht die Wahrſcheinlichkeit für die daldige Bei
legung des Kampfes. Jn Liverpool iſt eine bedingungsweiſe
Verſtändigung zwiſchen den Eiſen bahngeſellſchaften und den Arbeitern
zuſtande gekommen, wonach die Geſellſchaften bereit ſind. alle
gemaßregelten Arbeiier wieder einzuſtellen wenn
dieſe die Waren unterſchiedslos handhaben wollen.
Die Liverpopoler Eiſenbahner wollen ſich zu dieſem Kompromiß
verſtehen unker der Bedingung, daß auch in den anderen Eiſenbahn-
zentren, und vor allem auch in Dublin, der Friede auf den Eiſen
bahnen zuſtande kommt. Jn dieſem Falle kämen die Liverpooler
Eiſenbahner natürlich nicht in die Lage, von Streikbrechern trans-
portierte Waren handhaben zu müſſen. Es iſt Ausſicht vorhanden,
daß der Friede auf dieſer Grundlage zuſtande kommt.

Die Kämpfe dieſer Woche haben die prinzipielle Frage der
Shympathieſtreits im Transvortgewerbe erhoben, und
dieſes Problem wird namentlich von der Eiſenbahnergewerkſchaft
gelöſt werden müſſen. Das iſt eine Frage von der allergrößten
Bedeutung für die Zukunft der Arbeiterbewegung in Großbritannien,
und die Antwort darauf iſt ſo ſchwierig und verantwortungsvoll,
daß keiner voreilig aburteilen wird.

Auf der andern Seite ſteht die hochbedeutſame Tatſache. daß
im ?ethiſchen Empfinden der engliſchen Arbeiterklaſſe eine be-
merkenswerte Wandlung vollzogen hat. Es iſt unleugbar wahr,
daß die engliſchen Arbeiter es mehr und mehr als
unmoraliſch, als ihrer Klaſſe unwürdig empfinden,
Waren anzurühren, die von Streikbrechern gehand-
habt worden ſind; ſie ſehen in ihnen das eorpus delecti, den
zum greifbaren Objekt gewordenen Triumph der Kapitaliſten über
ihre kämpfenden Brüder. Dieſe ethiſche Wandlung erſcheint als
ein greifbares Ergebnis der großen Gährung der letzten Jahre.
Sie iſt eine Tatſache, mit der gerechnet werden muß. Wenn ſich
zeigen wird, daß die von den Arbeitern impulſiv gewählte Form,
dieſer Empfindung Ausdruck zu geben, nämlich die Form von
Sympathieſtreiks im Transportgewerbe, verfehlt iſt, dann werden
andere, ſyſtematiſchere Aktionsformen gefunden werden müſſen,
um das erſtarkte Solidaritätsgefühl in ſolchen Fällen zu betätigen.
Da die Frage des Streikbruchs in der Regel nur bei finanziell
ſchwachen Gewerkſchaften eine entſcheidende Rolle ſpielt, ſo dürfte
dabei hauptſächlich eine beſondere Umlage aller oreeniſierten Ar
beiter zur Unterſtützung der Streikenden in Betracht kommen. So
würde beiſpielsweiſe ein beſonderer Beitrag von einem Penny
(8 Pfennig) die Woche zur Unterſtützung der Dubliner Kämpfer
die dortigen Scharfmacher ſofort zur Kapitulation zwingen Dieſer
Vorſchlag iſt übrigens ſchon von mehreren einflußreichen Gewerk-
ſchaftsführern erhoben worden und wird möglicherweiſe praktiſche
Früchte tragen.

Unabhängig von den anderen Transportarbeiterſtreiks iſt der
Kampf der Londoner Autoomnibusführer ausgebrochen.
Die Firma Tilling, die einige Hundert ſolcher Omnibuſſe be-
ſitzt, erließ einen Ukas, der ihren Angeſtellten verbietet, während
des Dienſtes das Gewerkſchaftsabzeichen am Rocke zu
tragen. Die empörten Arbeiter traten unter dem großen Bei-
fall des ganzen Publikums und der Preſſe aller Parteien in den
Streik. Die erſte Folge dieſes Gewaltſtreichs war, daß auch die
Angeſtellten der anderen Omnibusgeſellſchaften oſtentativ ihre
Organiſationsabzeichen hervorholten, und heute iſt kein Omnibus-
führer ohne ſolches Abzeichen zu ſehen. Gleichzeitig drohten die
Omnibusführer der anderen Geſellſchaften einen allgemeinen
Streik zur Unterſtützung der Streikenden an und auch die An
geſtellten der Londoner Untergrundbahnen erwägen eine
ähnliche Stellungnahme. Die Firma Tilling ſah ſich zwar bald
gezwungen, ihren Ukas zu widerrufen, aber ſie verweigert jetzt
die inzwiſchen aufgeſtellte Forderung auf Anerkennung der
Organiſation. Die Frage des Generalſtreiks wird voraus-
ſichtlich am Montag, nach einem amtlichen Vermittlungsverſuch,
entſchieden werden.

London, 21. September. Dem B. T. wird aus Liverpool
gemeldet, daß der dortige Eiſenbahnerſtreik beendet ſei.
Die Streikenden ſetzten ihren Willen durch, daß die entlaſſenen
Arbeiter der Chefhirelinie ohne Strafen wieder eingeſtellt werden.
Der Streik in Crewe ſoll ebenfalls zu Ende ſein, dagegen wächſt
die Streikbewegung in Sheffield.

Mancheſter, 21. September. Die Arbeit ruht vollſtändig.
Auf den Docks von Mancheſter feiern 5000 Mann, und etwa
50 Schiffe ſind an der Abfahrt verhindert. Die Direktoren der
Kanalgeſellſchaft lehnen jedes Zugeſtändnis und ſogar den Emp-
fang einer Arbeiterdelegation ab. Die Arbeiter bereiten ſich auf
einen lange währenden Streik vor

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), 22. September 1913.

Lichtbildervortrag für Frauen.
Der Sozialdemokratiſche Verein veranſtaltet morgen, Dienstag,

abend in den Ballſälen (Jnh. Fritz Sachſe), Lerchenfeldſtraße 14,
einen Lichtbilder Vortrag in dem Frau Wartenberg
über Frauenkrankheiten, ihre Urſachen, Verhütung und
Heilung ſprechen wird. Zutritt haben nur Frauen und erwachſene
Mädchen gegen Vorzeigen des Mitgliedsbuchs des Spzialdemo-
kratiſchen Vereins. Karten ſind zu haben in den bekannten
Stellen, in der Buchhandlung und im Parteiſekretariat, Harz 42/43.
Anfang Oktober findet ein zweiter Vortrag im Volkspark ſtatt.

Militärrente und Reſerviſten.
Die in dieſen Tagen zur Entlaſſung kommenden Reſerviſten

haben Anſpruch auf „Militärrente“, wenn und ſo lange ihre
Erwerbsfähigkeit infolge einer Dienſtbeſchädigung auf-
gehoben oder um wenigſtens 10 Prozent gemindert iſt. Es
kommt alſo nicht Fur militäriſche Dienſtunfähigkeit in
Frage.

Bei der Beurteilung des Grades der Erwerbsunfähigkeit
iſt ebenſo wie bei den zu einer Uebung eingezogenen Reſer-
viſten, der vor der Einſtellung in den Militärdienſt aus-
geübte Beruf zu berückſichtigen. Hat der Verletzte keinen
beſonderen Beruf ausgeübt, ſo erfolgt die Verurteilung nach
der allgemeinen Erwerbsfähigkeit.

Als Dienſtbeſchädigung gelten Geſundheitsſtörungen, die
infolge einer Dienſtverrichtung oder durch Unfall während
der Ausübung des Dienſtes eingetreten oder durch die dem
Militärdienſt „eigentümlichen Verhältniſſe“ verurſacht oder
verſchlimmert ſind. Es iſt alſo bei der „Militärrente“ nicht
erforderlich, daß die Dienſtbeſchädigung auf einen Unfall
zurückzuführen iſt. Die dem Militärdienſt „eigentümlichen
Verhältniſſe wie Witterungseinflüſſe (große Hitze oder
Kälte, Durchnäſſungen uſw.), können Krankheiten erzeugen,
die zu Dienſtbeſchädigungen werden (Hitzſchlag, Lungenent
zündung). Auch Dienſtbeſchädigung durch außergewöhnliche
Anſtrengungen und die durch Mißhandlung entſtandene be
gründen den Anſpruch auf Militärrente, wenn die Erwerbs-
fähigkeit dadurch um wenigſtens 10 Prozent beeinträchtigt
wird.

Für vorſätzlich herbeigeführte Geſundheitsſtörungen gibt
es keine Rente; dagegen ſind auch ſolche Geſundheits-
ſtörungen, die auf grobe Fahrläſſigkeit zurückzuführen ſind,
als Dienſtbeſchädigung anzuſehen. Selbſtmordverſuch und
dadurch verurſachte Geſundheitsſtörung gilt nicht als Dienſt-
beſchädigung, es ſei denn, daß der Selbſtmordverſuch begangen
wurde in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden
Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit.

Die Höhe der Militärrente beträgt jährlich bei völliger
Erwerbsunfähigkeit (Vollrente): Feldwebel 900 Mark, Ser-
geanten 720 Mark, Unteroffizier 600 Mark, Gemeine 450 Mark.

Bei ſchwerer Geſundheitsſtörung durch Dienſtbeſchädigung
beſteht unter Umſtänden neben dem Anſpruch auf Rente ein
Anſpruch auf Verſtümmelungszulage, die bei dem Verluſt
einer Hand, eines Fußes, der Sprache, des Gehörs auf beiden
Ohren, monatlich je 27 Mark oder bei Verluſt oder Erblindung
beider Augen monatlich je 54 Mark beträgt.

„Je 27 Mark“ und „je 54 Mark“ bedeutet, daß die Ver-
ſtümmelungsgulage auch mehrfach gefordert werden kann.
Verliert ein Soldat durch Dienſtbeſchädigung zum Beiſpiel
eine Hand, einen Fuß und die Sprache, ſo hat er neben der
Rente dreimal 27 Mark Verſtümmelungszulage pro Monat zu
bekommen (Hand, Fuß, Sprache). Bei anderen ſchweren Ge-
ſundheitsſtörungen kann eine Verſtümmelungszulage ge-
währt werden.

Wann und wo iſt der Anſprüch auf Rente anzubringen?
Als Regel ſtellt das Geſetz auf, daß der Anſpruch vor der
Entlaſſung angemeldet werden muß. Die Anmeldung des
Rentenanſpruches iſt aber nach der Entlaſſung noch möglich,
wenn die Erwerbsbeſchränkung Folge einer Dienſtbeſchädi-
gung iſt und die Dienſtbeſchädigung vor der Entlaſſung feſt
geſtellt wurde. Jn dieſem Falle kann der Anſpruch auf Rente
noch gemeldet werden bei Friedensdienſtbeſchädigungen bis
zum Ablauf von zwei Jahren nach der Entlaſſung.

Die Beſtimmung, daß die Dienſtbeſchädigung vor der
Entlaſſung feſtgeſtellt ſein muß, iſt wichtig. Noch wichtiger
aber iſt für alle Reſerviſten und Soldaten, daß von dieſer
Beſtimmung abgeſehen werden kann, wenn der Nachweis er
bracht wird, daß die Folgen einer Dienſtbeſchädigung erſt
nach der Entlaſſung bemerkbar geworden ſind, oder daß der
Verletzte von der Anmeldung ſeines Anſpruchs durch außer
halb ſeines Willens liegende Verhältniſſe abgehalten worden
iſt. Jn ſolchem Falle muß jedoch die Anmeldung des An-
ſpruches bis zum Ablaufe von drei Monaten erfolgt ſein,
nachdem die Folgen der Dienſtbeſchädigung bemerkbar ge
worden ſind oder das Hindernis für die Anmeldung wegge-
fallen iſt.

Der Anſpruch auf Rente iſt vor der Entlaſſung beim
Regiment. nach der Entlaſſung beim Bezirkskommando zu
ſtellen. Gegen den ablehnenden Beſcheid kann innerhalb
drei Monaten nach Zuſtellung beim Generalkommando
(Marine: Stationskommando) und gegen deſſen Entſcheid in
derſelben Friſt beim Kriegsminiſterium (Marine: Reichs
Marineamt) Einſpruch erhoben werden. An dieſe Behörden
iſt der Einſpruch beim Bezirkskommando anzubringen von
wo er weitergegeben wird. Gegen die Entſcheide des Kriegs
miniſteriums und Reichs-Marineamts gibt es keinen weiteren
Einſpruch, ſondern gegen ſie kann nur innerhalb ſechs Monaten
der gerichtliche Klageweg beſchritten werden vorausgeſetzt,
daß es ſich um Rechtsanſprüche handelt. Für Unterſtützungen,
die gewährt werden können, iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen.
Wird gegen das Kriegsminiſterium geklagt, ſo iſt nur das
Landgericht, ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegen-
ſtandes, zuſtändig.

Beim Tode des Rentenempfängers bekommt die Witwe
oder eheliche oder legitimierte Abkömmlinge für die auf den
Sterbemonat folgenden drei Monate (Gnadenvierteljahr) noch
diejenigen Verſorgungsgebührniſſe gezahlt, die dem Verſtorbe-
nen zu zahlen geweſen wären.

Wir begrüßen die vom Militär zurückkehrenden Genoſſen
und wünſchen allen baldige Arbeitsgelegenheit. Von den Ar
beitsgenoſſen werden ſie erfahren, daß die ſozialdemokratiſche
Partei und die gewerkſchaftlichen Organiſationen keine Ge
legenheit verpaßten, um für menſchenwürdige Zuſtände und
beſſere Lohn und Arbeitsverhältniſſe einzutreten.

Die geſtohlene Lohnquittung.
Das Halleſche Amtsgericht hat in einem Urteil feſtgelegt, daß

der Arbeiter, wenn er behauptet, daß ihm der Lohn nicht aus
gezahlt, den vollen Beweis dafür ſelbſt beibringen muß.

Der Kläger ſtand bei dem Halleſchen Kaliwerk A.G. in Be
ſchäftigung. Am 18. Dezember 10912 erhielt er ſeine Lohn
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abrechnung über 54,20 Mk. mit anhängender Quittung, die
er unterſchrieb. Er ſtechte die Abr mit Quittung in
ſeine Rocktaſche und, da die Arbeit erfordert, ſich umzugiehen,

rhängte er den Rock im Garderoberaum an einen dazu beſtimm
ten Haken und ging an ſeinen Arbeitsplatz. Die Garderobe iſt
g den ganzen Tag offen und unbewacht. Als Kläger ſpäter
ſeinen Lohn abheben wollte, merkte er, daß die Quittung
aus der Taſche verſchwunden war. Er ging ſofort

an die Kaſſe, wo ihm der Kaſſierer mitteilte, daß der Lohn
bereits abgehoben ſei. Die (angeblich nochmalige) Aus-

zahlung des Lohnes wurde abgelehnt.
Der Arbeiter erhob bei dem zuſtändigen Amtsgericht Halle

Klage mit dem Antrag, die Firma zu verurteilen, ihm den an
gegebenen Lohn auszuzahlen. Er ſtützte ſich insbeſondere auf
S 10 der Arbeitsordnung, der folgenden Wortlaut hat:

„Der Nettolohn wird in barem Gelde an die berechtigten Ar
beiter ſelbſt oder an hinlänglich bekannte, mit ſchriftlicher
Vollmacht verſehene Stellvertreter ausbezahlt, an letztere
jedoch nur bei dringender Abhaltung des Berech-
tigten. Die betreffenden Lohnzettel müſſen außerdem vorher
durch den Betriebsführet unterſchrieben werden.“

Alle dieſe Vorſichtsmaßregeln, die doch auch für den Unter-
nehmer bindend ſeien, ſeien nicht eingehalten worden. Schon
hieraus ergebe ſich die Haftpflicht des Unternehmers. Die be
klagte Firma wendete hiergegen ein, der S 10 der Arbeitsord-
nung ſei im Jntereſſe des Arbeitgebers erlaſſen letzterer könne
die Legitimation des Zahlung Begehrenden verlangen, ſei aber
nicht dazu verpflichtet. Die Behauptung des Klägers, die Quit-
tung ſei ihm geſtohlen, beſtreite ſie; ſie ſei auch unerheblich.
Nach S 370 B. G. B. ſei der Ueberbringer einer Quittung er-
mächtigt, die Leiſtung in Empfang zu nehmen, ſofern nicht der
Annahme einer ſolchen Ermächtigung beſondere Umſtände ent-
gegenſtehen. Solche Umſtände ſeien hier nicht vorhanden ge
weſen. Der Haſſierer, der an einem an 500 Leuten Lohn zu
zahlen habe, brauche die Legitimation des Ueberbringers der

Quittung nicht zu prüfen.
Der als Zeuge vernommene Kaſſierer der Firma S. gab an,

er wiſſe nicht, an wen das Geld ausgezahlt worden ſei. Die
Vorſchriften der Arbeitsordnung über die Auszahlung der
Löhne und die Legitimation der Empfänger wurden allerdings
nicht eingehalten. Zeuge S. ſprach noch den Verdacht aus, es

könne der Arbeiter P. das Geld unrechtmäßigerweiſe abge
hoben haben, gegen den deshalb von der Firma auch eine Straf-
anzeige erſtattet worden ſei.

Der Kläger ſchob dann noch dem Direktor (oder einem an-
deren Vertreter) der Beklagten den Eid darüber zu, daß der
ſtreitige Lohn an den Kläger ausgezahlt ſei. Der Vertreter

der Beklagten nahm den Eid in der „Ueberzeugungsform“ an,
d. h. daß der Vertreter nur zu beſchwören brauchte, er habe die
Ueberzeugung oder den Glauben, daß Kläger den Lohn erhal-
ten hat. Das Gericht lehnte aber dieſe Vereidigung ab. Die
Klage wurde abgewieſen. Jn den Entſcheidungs-
gründen heißt es:

Die vom Kläger anerkannte Quittung begründet die Ver
mutung, daß die Zahlung an den Kläger erfolgt iſt. Dem
Kläger liegt hingegen der Beweis ob, daß die in der Quittung
bezeugte Tatſache unrichtig iſt, alſo daß der Betrag trotz der
Quittung an ihn nicht gezahlt iſt. Dieſer Beweis iſt nicht ge
führt. Der Zeuge S. hat nicht bekunden können, daß an den

Kläger die Zahlung auf die Quittung nicht geleiſtet iſt. Der
Zeuge W. iſt mit dem Kläger zum Lohnempfang an den Kaſſen
ſchalter gegangen der Kläger hat ihn gefragt, ob er ſeine, des
Klägers, Karte habe, und hat auf die Verneinung des Zeugen
den Kaſſierer S. gefragt, ob ſein Lohn ſchon abgehoben ſei, was
der Kaſſierer bejaht hat. Hinterher hat der Kläger dem Zeugen
geſagt, daß ihm die Karte aus ſeinem Jackett in der Koje ge-
ſtohlen ſei. Die Möglichkeit, daß er ſelbſt das Geld einmal er
hoben und hinterher unter der Behauptung, die Quittung ſei
ihm geſtohlen, nochmals den Lohn verlangt habe,
iſt nicht ausgeſchloſſen. Die Eideszuſchiebung an den
Direktor der Beklagten iſt gemäß S 445 Z. P. O. unzulaſſig,
weil der Direktor mit der Auszahlung der Löhne nichts zu tun
hat, die Auszahlung auch nicht Gegenſtand ſeiner Wahr-
nehmung geweſen iſt. Der Kläger iſt daher mit ſeiner Be-
hauptung, daß an ihn nicht gezahlt ſei, beweisfällig, die Klage
alſo abzuweiſen. Wäre der Beweis erbracht, daß an einen
nicht berechtigten Dritten der Lohn des Klägers ausgezahlt
wäre, ſo würde der Anſpruch des Klägers mit Rückſicht auf
S 10 der Arbeitsordnung der Beklagten begründet erſcheinen.

Gegen dieſes Urteil wurde zwar Berufung eingelegt, aber
ſchon der Gang des erſten Termins vor der Berufungsinſtanz
brachte dem das Rechtsmittel vertretenden Anwalt des Klägers
die Ueberzeugung, daß die Berufung ausſichtslos ſei. Sie

wurde daher zurückgezogen.

Die Wünſchelrutengänger.
Wie ſchon mitgeteilt, haben die Wünſchelrutengänger hier in

den letzten Tagen ihren erſten Kongreß abgehalten und einen
'Weltbund der Wünſchelrutengänger gegründet. Sich über das
Weſen der Wünſchelrute klar zu werden, iſt bisher noch nicht
gelungen. Vor der Wiſſenſchaft hält das Verfahren, mit
Wünſchelruten Waſſer unterirdiſch feſtſtellen zu wollen, nicht
ſtand. Das nehmen die Anhänger der Wünſchelrute aber auch
gar nicht für ſich in Anſpruch. Jn ihrem jetzt beſchloſſenen
Programm ſagen ſie u. a.

„Die Wünſchelrutenfrage iſt für die überwiegende Mehrzahl
der Menſchen eine ökonomiſche Nützlichkeitsfrage. Der Land
mann oder Jnduſtrielle darf nicht danach fragen, ob es mit Hilfe
des Wünſchelrutenſtabes nach dem augenblicklichen Stande der
Wiſſenſchaft theoretiſch möglich ſei, Waſſer und Bodenſchätze zu
finden. Er richtet ſich nach deſſen praktiſcher Möglich-
keit. Und wenn er ſieht, daß man tatſächlich mit der Rute
Waſſer uſw. erſchließen kann, ſo handelt er danach und zieht
erforderlichenfalls den Rutengänger zu Rate. Es iſt für ihn
ein einfaches Kalkül: Für mehrere tauſend Mark an Gerate-
wohlbohrungen wegzuwerfen oder durch Hinzuziehung eines
erfahrenen Rutengängers gegen geringe Entſchädigung die
wenigſtens relative Gewißheit zu haben, an dem von dieſem
bezeichneten Punkte Waſſer uſw. zu finden. Freilich iſt der
Rutengänger wie jeder Menſch Jrrtümern unter-
worfen. Nicht immer werden daher ſeine Angaben zutreffend
ſein.“ Die Rutengänger haben nun am Freitag verſucht, durch
Verſuchsgänge in der weiteren Umgegend
Halles praktiſche Erfolge vorzuführen, über die Sonnabend
dem Kongreß berichtet wurde. Berghauptmann Sch arfe hob
hervor, daß es jetzt noch nicht möglich ſei, die Verſuche eingehend
zu beſprechen, weil ſie zu umfangreich geweſen ſeien. Durch

den erſten Verſuch, der bei Schönebeck ſtattfand, ſollten
Steinſalzlager feſtgeſtellt werden. Jn drei Fällen wur-
den Kalilager ernmittelt, die durch die Grubenkarten be-
ſtätigt wurden, außerdem wurden noch zwei Kalilager ange
geben, die durch die Grubenverwaltung noch nicht feſtgeſtellt
worden ſind, deren Vorhandenſein dieſer aber ſehr angenehm
ſein würde. Der zweite Verſuch bei Eisleben ſollte große
unterirdiſche Hohlräume und Stollenwaſſer feſtſtellen.
Auch dieſe Verſuche zeigten ein befriedigendes Ergebnis. Bei
dem Verſuche bei Köt hen zeigten die Rutengänger mit großer
Genauigkeit die erſchloſſenen Braunkohlenlager an. Außerdem
meldeten ſie noch an einigen anderen Stellen das Vor
handenſein von Kohle, wo die Lager erſt noch feſtgeſtellt
werden müſſen. Bei der Feſtſtellung der Rohrleitung der Halle-
ſchen Waſſerleitung bei Beeſen ſtellten ſich Schwierigkeiten
heraus, da mehrfach unterirdiſche Waſſeradern das Rohrnetz
kreuzen. Jm ganzen ergaben jedoch auch dieſe Verſuche ein
gutes Ergebnis. Ein weiterer Verſuch wurde bei Dürren-
berg auf Leitungen von Trinkwaſſer und Solewaſſer
gemacht. Auch dieſer zeigte gute Ergebniſſe. Jn der weiteren
Diskuſſion wurde über Waſſerfunde im Diemitzer Pro-
vinzial-Obſtgarten berichtet. Die Exiſtenz des Obſt-
gartens war wegen Waſſermangels in Frage geſtellt; Bohr-
verſuche waren ohne Erfolg geblieben. Mit Hilfe der Wünſchel-
rute iſt es dem Baumſchulenbeſitzer Böhme-Mühlhauſen ge-
glückt, unterirdiſche Waſſeradern feſtzuſtellen. Sofort ange-
ſtellte Bohrverſuche ergaben in etwa 10 Meter Tiefe eine ſo
große Waſſermenge, daß der Waſſermangel des Obſt-
gartens völlig beſeitigt iſt.

Jrgendwelche Kontrolle über dieſe Erfolge haben wir nicht.
Und da die Frage theoretiſch ganz ungeklärt iſt, laſſen wir es
bei dem einfachen Bericht über die ſonderbare Tagung be-
wender

Viele Tauſende
bisherige Nichtleſer des Volksblattes in Halle er-
halten von heute an bis Ende dieſes Monats
unfere Zeitung durch die Austräger gratis zu-
geſtellt.

Am Sonntag, 28. September,
werden unſere Halleſchen Partei-
funktionäre bei denſelben eine
umfaſſende Amfrage nach Ge l

winnung

neuer Abonnenten
halten.

Wir empfehlen den Genoſſen
aller Orte unſeres Agitations-
bezirks, in der gleichen Weiſe zu
verfahren

Auch jeder Leſer unſerer Zeitung, der nicht
Parteifunktionär iſt, verſuche, aus ſeinem Be
kanntenkreiſe zum Quartalswechſel wenigſtens einen
neuen Leſer dem Volksblatte zuzuführen.

Man benutze den in der heutigen Nummer
abgedruckten Beſtellzettel.

Für jeden aufgeklärten Arbeiter
muß von heute an die Parole
lauten:

Für das Volksblatt.
Der Herbſt.

Nach dem Kalender hält er heute ſeinen Einzug. Aber der
Sommer will noch nicht weichen. Seit einigen Wochen ſchickt er
noch helle ſonnige Tage und verſucht gutzumachen, was er im Juli
und Auguſt verſäumte. Aber es wird ihm nichts nützen, ſeine Zeit
iſt vorüber; das Vergilben der Blätter, das fallende Laub, die
gereiften Früchte mahnen zum Aufbruch.

Bald werden wir im unfreundlichen Herbſtwetter ſein, Stürme
werden durchs Land brauſen, Regen und Froſtwetter miteinander
abwechſeln. Für den wohlhabenden Teil unſerer Bevölkerung
bildet das den Beginn der „Saiſon“, für die Enterbten den Anfang
einer oft ſchrecklichen Periode der Arbeitsloſigkeit und Entbehrung.
Dort eine Flut von Vergnügungen, ſei es nun Jagd, Bälle, Theater,
Konzerte, hier ein verzweiſeltes Ausſchauen nach Arbeit, nach Brot,
nach Heizung für die kalte Wohnung uſw. Bald werden die letzten
Herbſtbauten vollendet ſein und das ſchon ſtattliche Heer der Arbeits-
loſen wird um ein beträchtliches anſchwellen. Dazu ein ſprung-
haftes Anziehen der Preiſe für die notwendigſten Lebensmittel,
beſonders des Fleiſches, der Milch, der Eier.

So ſetzt mit dem Herbſt eine Periode des Nachdenkens, des
Grübelns über die Verkehrtheit der Orbnung der Dinge ein, die
uns neue Kämpfer im Streite um beſſere Zeiten bringen muß.
Die langen Abende bieten die beſte Gelegenheit zum Studieren
der Arbeiterpreſſe, zur Erweiterung der Kenntniſſe durch
Leſen, Verſammlungsbeſuch und ähnliches. Nutzt dieſe Zeit!
Werbt Anhänger, Leſer unſerer Preſſe, Mitkämpfer und der Herbſt
wird doch ſein gutes haben.

Il

Der 2. Diſtrikt des Sozialdemokratiſchen Vereins hält
Mittwoch, den 24. September, in Kautzſch's Reſtaurant, Mar-
tinsberg 6, eine Sitzung ab. Da wichtige Vereinsangelegen-
heiten zu erledigen ſind, iſt das Erſcheinen aller Parteigenoſſen
dringend notwendig.

Eine Provokation der Arbeiterſchaft des Kornhauſes in
der Hafenſtraße hat ſich der Betriebsleiter Zetz ſche des
Kornhauſes dadurch erlaubt, daß er zwei verheiratete
Familienväter und drei ledige Arbeiterinnen
Knall und Fall auf die Straße ſetzte. Als Grund gab er plötz-

lichen Arbeitsmangel an, während die wahre Urſache darin zu
iſt, daß die fünf Betroffenen mit an einer Betriebsbe

rechung teilgenommen haben, in der beſchloſſen wurde, der
rektion den Wunſch zu unterbreiten, eine früher ſchon einmal

beſtandene Teuerungszulage wieder einzuführen. Dieſe „Un
botmäßigkeit“ g te Herrn Zetzſche, um das Heer der Arbeits
loſen um weitere fünf zu vergrößern. Ein Zeichen der Zeit
iſt es, daß ſich unter den Entlaſſenen auch drei Unorgani-
ſierte befanden. Man ſieht hieraus, daß der Kapitalismus
und ſeine Helfershelfer, wie Herr Zetzſche, keine Rückſicht kennt
unv alles was ſich ihm auch nur im geringſten entgegenſtellt,über einen Kamm ſchert. Das ſollte och endlich allen Unorgant

ſierten zu denken geben und ſie ihrer Organiſation zuführen.
Um nun zu ſehen, ob Herr Zetzſche aus eigener Machtvoll-

kommenheit handelte, oder ob er mit Wiſſen und Willen der
Direktion ſo vorging, nahm der Transportarbeiterverband die
Sache der Entlaſſenen wahr. Es ergab ſich nun, daß Herr
Zetzſche von ſeiner Direktion gedeckt wurde, denn trotz aller
Verſuche, die Entlaſſenen wieder in den Betrieb zu bringen,
gelang dies nur bei einem derſelben, während die übrigen,
darunter die Unorganiſierten, nicht wieder eingeſtellt wurden.
Daß Herr Zetzſche erklärte, daß er ſich für die Durchführung des
Wunſches der Arbeiter verwenden würde, iſt übrigens ein Be
weis dafür, daß ſie gar nichts Unbilliges verlangten und daß
die Entlaſſung nur erfolgte, um den „Standpunkt des Herrn
im Hauſe“ zu dokumentieren. Wie lange wird die Arbeiter
ſchaft noch Schindluder mit ſich ſpielen laſſen

Deutſcher Transportarbeiterverband, Halle.

Unterſuchungsſtelle anſteckender Krankheiten. Jm Laufe
des Monats Auguſt ſind von der mit dem Hygieniſchen Jnſtitut
der Univerſität Halle verbundenen Unterſuchungsſtelle für an-
ſteckende Krankheiten 1010 Proben aus dem Stadtkreis Halle
unterſucht worden. Davon rührten 269 aus den Kliniken, 86
aus Krankenhäuſern und 655 von praktiſchen Aerzten her. U. a.
wurden unter 95 Fällen, die auf Tuberkuloſe zu unterſuchen
waren, 14 mal Tuberkelbazillen nachgewieſen, während von
550 diphtherieverdächtigen Unterſuchungsproben 140, von 82
typhusverdächtigen 14 bakteriologiſch ſichergeſtellt wurden.

Rennen auf der Padrennbahn. Bei dem am geſtrigen
Sonntag abgehaltenen Rennen, das wieder eine Menge Zuſchauer
angelockt hatte, verunglückte beim letzten Dauerrennen Hans Lange-
Erfurt, der bei dem erſten Dauerrennen den Sieg davongetragen
hatte, ſehr ſchwer. Jnfolge Platzens des Reifens am Vorderrad
kam er zu Falle und erlitt einen ſchweren Schädelbruch, ſo daß er
beſinnungslos nach dem Krankenhaus geſchafft werden mußte.
Eine halbe Stunde ſpäter wurde deshalb das Rennen abgebrochen.
Die vorhergehenden Fliegerrennen für Amateure verliefen ſehr
intereſſant. Die Meiſterſchaft der Provinz Sachſen und des
Herzogtums Anhalt wurde von P. Bruns, Magdeburg, errungen.
Die Kunſtradfahrer Bleckwenn und Miß Claire, die gegenwärtig
im Walhallatheater gaſtieren, ernteten mit ihrem Kunſtfahren in
den Pauſen zwiſchen den Rennen wohlverdienten Beifall.

Wie wir noch erfahren, iſt der ſchwer verunglückte Rennfahrer
Hans Lange geſtern abend gegen 10 Uhr noch ſeinen Ver-
letzungen erlegen.

Stadttheater. Auf das einmalige Gaſtſpiel der Kammerſängerin
Albine Nagel als Santuzza in Mascagnis „Cavalleria ruſticana“
Dienstag, abends 7 Uhr ſei nochmals aufmerkſam gemacht. Auf
„Cavalleria ruſticana“ folgt die 2aktige komiſche Oper „Die Regi-
mentstochter“ von Donizetti, in der die Titelpartie Frau v. Boer
ſingt. Der Mittwoch bringt einen intereſſanten Schauſpielabend,
die deutſche Ur- Aufführung des Pariſer Konverſations
ſtückes „Das Geheimnis“ von Henri Bernſtein. Donnerstag
gelangt „Figaros Hochzeit zur letzten Aufführung. Freitag „Film-
auber“. Sonnabend „Zriny“ (Schülerkarten an der Tages und
bendkaſſe). Sonntag in vollſtändig neuer Einſtudierung „Triſtan

und Jſolde“. Billetts zu ſämtlichen angezeigten Vorſtellungen
ſind ſchon jetzt an der Kaſſe des Stadttheaters erhältlich.

Die Feuerwehr wurde in der vergangenen Nacht nach dem
Grundſtück Trothaer Straße 4 gerufen, v das Waſch
haus in Brand geraten war. Der Brand ſoll dadurch ent
ſtanden ſein, daß von dem am Vorabend angeheizten Waſch-
keſſel Funken herausgeſprungen waren, die die Holzdecke des
Waſchhauſes in Brand ſetzten.

Kraftwagenzuſammenſtöße. Ein Kraftdreirad fuhr geſtern
nachmittag an der Ecke der Brauhausſtraße und Leipziger
Straße mit einem Radfahrer zuſammen. Der Radfahrer konnte
noch rechtzeitig von ſeinem Rade herunterſpringen und blieb
unverletzt, während ſein Rad von dem Kraftfahrzeuge über-
fahren und erheblich beſchädigt wurde. Die Schuld ſoll den
Führer des Kraftfahrzeuges treffen, weil er, der Fahrordnung
zuwider, zu kurz in die Leipziger Straße einbog. Gleichfalls
geſtern nachmittag fand in der Mansfelder Straße ein Zu
ſammenſtoß zwiſchen einer Kraftdroſchke und einem Geſchirr
aus Lauchſtedt ſtatt. Die Kraftdroſchke war infolge ſtarken
Nebels von hinten auf das Geſchirr aufgefahren. An dem Ge-
ſchirr iſt ein Vorderrad zerbrochen, während an der Kraft-
droſchke nur leichtere Beſchädigungen entſtanden ſind. Es iſt
glücklicherweiſe niemand erletzt.

Selbſtmord oder Unglücksfall? Am Freitag nachmittag
lieh ſich ein Student bei einem Bootsverleiher an der Genzmer-
brücke ein Boot, mit dem er bis geſtern morgen noch nicht
zurückgekehrt war. Der Bootsverleiher ſuchte deshalb die Saale
ab und fand das verliehene Boot hinter der Rabeninſel leer am
Ufer ſtehen. Jn dem Boote befand ſich nur der Stock und der
Hut des Studenten, ſowie ein Paket mit Teegebäck. Ob ein
Unglücksfall oder Selbſtmord vorliegt, konnte nicht feſtgeſtellt
werden.

Die Schaufenſterſcheiben. Ein Betrunkener,
der vom Wirte geſtern morgen aus einer Schankwirtſchaft in
der Delitzſcher Straße gewieſen wurde, zertrümmerte von der
Straße aus eine Scheibe und flüchtete, ohne erkannt zu wer-
den. Von einem unbekannten Täter wurde in vergangener
Nacht in dem Grundſtück Kl. Klausſtraße 14 eine Schaufenſter
ſcheibe im Werte von 300 Mark zertrümmert.

Arbeiter, die ſich mit Studenten herumbalgen. Der Polizei
bericht meldet: Jn der vergangenen Nacht fand in der
Schmeerſtraße zwiſchen Arbeitern und Studenten eine Schläge-
rei ſtatt. Eine Frauensperſon, die ſich in Begleitung der
Studenten befand, erhielt eine Verletzung am Kopfe. Durch
ihre Begleiter wurde ſie der Klinik zugeführt. Jn der ver-
gangenen Nacht fand auf der Brunoswarte eine Schlägerei
zwiſchen Studenten und Arbeitern ſtatt. Die Täter ſind er-
mittelt. Jſt es denn wirklich notwendig, auf jede Flegelei
biervoller Studenten zu reagieren oder ſich gar noch mit den
Gewohnheitskrakelern zu prügeln?

Polizeinachrichten. Am 10. d. M. ging bei der hieſigen
Polizeiverwaltung ein Brief mit folgenden Jnhalt ein: „Jch
bin tot. Vergiß! und lebe glücklich. Albrecht.“ Wer über
dieſen Albrecht Auskunft geben kann, wolle ſich bei der hieſigen
Kriminalpolizei melden. Dort kann auch der Brief in Augen
ſchein genommen werden. Am 12. d. M. wurde eine Flaſche,
in deren Hals ein Zettel mit folgender Aufſchrift ſteckt: „Jch
und mein Kollege haben mir das Leben genommen. Karl Weiße
und Paul Salz 12. 9. 13“ unter der 2. Eliſabethbrücke aus der
Saale gezogen. Wer über die beiden Auskunft geben kann, wolle
ſich bei der hieſigen Kriminalpolizei melden. Dort kann auch
die Flaſche und der Zettel beſichtigt werden. Am 18. Sep-
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tember gegen 8 Uhr nachmittags wurde ein ſiebenjähriges Mäd
chen von einem Manne in ein Haus der Tondxi ſtraße
gelockt, unter der Angabe, er ſei larzt Dr. Wolters und
ſolle ſie im Auftrage der Schule unterſuchen. Jm Wuſe ver
übte er an dem Mädchen ein Sittlichkeitsvergehen. r Täter
wird beſchrieben: kräftige, unterſetzte Figur, in mittleren
Jahren, trug Klemmer mit brauner Schildpatteinfaſſung und
braunen Anzug. Wer über den Vorgang oder den Täter An
gaben machen kann, wolle ſich umgehend bei der Kriminal
polizei, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 19 oder 21, melden.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Ein Berbandsmarder,
der in faſt allen Städten Deutſchlands Verbandsangeſtellte
durch raffinierte betrügeriſche Maßnahmen gebrandſchatzt hat,
ſtand am Sonnabend hier vor dem Landgericht in der Perſon
des 26 jährigen Kaufmanns Arnold Guth aus Prag unter
Anklage. Der Mann iſt ſchon in einigen Städten Deutſchlands
mit Gefängnis und in Wien mit Kerker vorbeſtraft. Jn den
letzten drei Jahren hat er unter dem falſchen Namen Max
Friedländer aus Prag beſonders die Verbandsbureaus der
Metallarbeiter, Buchdrucker, Bahnarbeiter uſw. aufgeſucht und
ſich dort in 66 Fällen fälſchlich Reiſeunterſtützungen uſw. er-
ſchwindelt. Einzelne Filialen ſind nicht unerheblich geſchädigt
worden. Einem Schriftſetzer hat der Gauner in drei Raten
je 8,30 Mk. abgenommen. Jn einigen Filialen hat er Ver-
bandsbücher geſtohlen und ſich darauf ebenfalls Unterſtützungen
erſchwindelt. Auf eine Anzahl Verbandsbücher, die in Magde-
burg geſtohlen worden ſind, ſollen etwa 400 Mk. Unterſtützung
erſchwindelt worden ſein. Vor Gericht erklärte ſich der Gauner
für unſchuldig, obwohl zahlreiche Zeugen aufgeboten waren,
die ihn als Täter bezeichneten. Er will zur Zeit der in den
deutſchen Städten begangenen Taten in Prag, Wien und Paris
geweſen ſein und bot einen Alibibeweis an, den das Gericht
nicht ablehnen konnte. Die Verhandlung der Angeklagte
befindet ſich hier in Haft mußte deshalb vertagt werden.

StadtTheater.
Zriny. Ein Trauerſpiel in fünf Akten von Theodor Körner.

Als nachträgliche Gedenwkfeier an den 100. Todestag des
Dichters (26. Auguſt) kann man die Aufführung dieſes Trauer-
ſpiels allenfalls hinnehmen. Wenn man die fünf Akte hinter
ſich hat, ſtellt man einfach die Tatſache feſt, daß man von
dramatiſchem Leben an dem Stück auch nicht die Spur zu ent
decken vermochte, daß aber ſein hohles, dröhnendes verſtiegenes
Heldenpathos auf die anweſenden Pennäler dennoch ſo
etwas wie eine dramatiſche rn ausübte. Daß es dem
Dichter an dramatiſcher Geſtaltungskraft und pſychologiſchen
Blick mangelte, läßt ſich zum Teil aus ſeiner Jugendlichkeit
erklärew; war er doch erſt 21 Jahre alt, als er das Trauerſpiel
verfaßte. Man kann Körner und ſeinem Drama eigentlich
auch nur ganz gerecht werden, wenn man die damaligen Zeit-
umſtände und die Abſichten berückſichtigt, die er mit dem Stück
verfolgte. Es kam dem von glühender Vaterlandsliebe erfüllten
Jüngling vor allem darauf an, das deutſche Volk zum Kampfe
wider Napoleon, den „korſiſchen Eroberer“ anzufeuern. Be

greiflich genug alſo, daß es ihn außerordentlich reizte, dieFeldenneiſige Verteidigung der ungariſchen Feſtung Sigeth

durch den unerſchrockenen und tapferen Grafen von Zriny (1566
gegen die Türken) dramatiſch zu bearbeiten. Man brauchte
ſich ja nur an die Stelle des türkiſchen Kaiſers Soliman

Napoleon I. zu denken von deſſen Herrſchaft zu befreien ſich
Deutſchland damals anſchickte, und das Stück enthält ja denn
auch zahlreiche Anſpielungen auf die damaligen Zeitverhält-
niſſe. Jw dem Heldenjüngling Lorenz Juranitſch,

dem der Tod für die Freiheit des Vaterlandes höher gilt alsdie geliebte Braut, hat ſich der Dichter übrigens ſelbſt ge-
eichnet. Die Begriffe Freiheit, Vaterland, Kaiſertreue unden werden in dem Trauerſpiel überhaupt in den
ö n und begeiſtertſten Tönen gefeiert, aber das allein reicht

eben nicht zu einem wirkungsvollen Drama aus; dazu gehört
auch noch die Kunſt der Menſchengeſtaltung. Und hier verſagt
die Kraft des Dichters völlig. So rauſchen wohl große, hoch
tönende Worte an unſerem Ohr vorüber, aber bis an die Seele
vermag dieſer bombaſtiſche Phraſenſchwall nicht zu dringen und
unſer Jnneres bleibt unberührt.

Auch die beſte Aufführung kann dem Stücke die fehlendedramatiſche Kraft und Wucht nicht verleihen. Karl Scholling
als Regiſſeur hatte nichts unverſucht gelaſſen, um dem Drama

einer Wirkung zu verhelfen und auch die Darſteller gaben
die redlichſte he. Der Heldengeſtalt des tapferen Zriny

gab Albert Friedrich die kraftvolle, wuchtige Perſönlichkeit
und den Adel der Seele; nur iſt ihm ein Maßhalten im Pathos
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anzurgten. Das gilt zum Teil auch für Rudols Rieth, der
lebhaften, ſtürmiſchen Juranitſch mit jugendlichem Feuer

und mit Leidenſchaft ſpielte. Walter Sieg traf das Launiſche,
Eigenſinnige, Krankhafte im Weſen des türkiſchen Kaiſers
beſſer als die Größe „Würde“ und gebieteriſche Strenge des
Herrſchers. Gar nichts Jmponierendeès hatten aber der Groß
weſir Fritz Conradys und der Ali Portuk E. vom Webers
aufzuweiſen. Eindrucksvoll ſpielte dagegen Ferdinand
Kautskhy den Peter Vilacky, und auch Elſe Schlöſſer als
Gräfin nd Berta Gaſt als Helene blieben ihren Rollen nichts
ſchuldig. Daß es auch nicht an Beifall fehlte, dafür ſorgten
die zahlreich anweſenden Pennäler.

Der Breslauer Sittlichkeitsſkandal.
Eine ſchöne Ergänzung der jüngſten Vorfälle in den foge-

nannten beſſeren Kreiſen bietet die Skandalgeſchichte in Bre s-

verwickelt ſind. Wir haben bereits darüber berichtet. Dieſe
„Gutfituierten“ waren beſondere Liebhaber junger Mädchen
unter 14 Jahren, mit denen ſie in geſchlechtlichem Verkehr
ſtanden. Auf Veranlaſſung der Kriminalpolizei ſind in dieſer
Angelegenheit bisher 12 Verhaftungen vorgenommen
worden. Da die in die Affäre Verwickelten ſämtlich über einen
gefüllten Geldbeutel verfügen, haben ihre Familien hohe Kau-
tionen angeboten. Jedoch ſcheint es fraglich, ob die Polizei
ſich bei der Schwere der Vergehen auf die vorläufige Haftent-
laſſung einlaſſen wird. Die beteiligten Schul mädchen ſind
in Fürſorgeerziehung gegeben worden. Die Eltern ſollen von
dem Treiben ihrer Kinder Kenntnis gehabt und es nicht nur
geduldet, ſondern auch gefördert haben. Die Mädchen ſind
halbe Tage und halbe Nächte dem Hauſe ferngeblieben, neu ein-
gekleidet worden und haben viel Geld nach Hauſe gebracht,
ſo daß die Eltern wohl wiſſen mußten, woher ihre Kinder die
reichen Mittel nahmen. Auch ſollen mehrfach Erpreſſungen
vorgekommen ſein. Unter den Verhafteten befindet ſich auch
ein „angeſehener“ Zahnarzt. Ein Bäckermeiſter, der in die
Affäre verwickelt iſt, hat ſich erſchoſſen, ebenſo ein Bademeiſter.

Nach einer Mitteilung, die dem B. T. aus Breslau zugeht,
nimmt der Skandal immer größeren Umfang' an. Nicht weniger
als 72 ſchulpflichtige Mädchen ſollen in dieſe
ſchmutzige Angelegenheit verwickelt ſein. Bei einem Drogiſten
in der Ohlauer Vorſtadt ſind eine ganze Anzahl unzüchtiger
photographiſcher Aufnahmen beſchlagnahmt worden. Die
meiſten Verhafteten ſind „gutſituierte, angeſehene
Bewohner der Ohlauer Vorſtadt“. Die ſittlichen Verfeh-
lungen haben ſich in einem Hauſe der Auguſtaſtraße abgeſpielt.
Bisher haben ſieben der Beteiligten ihrem Leben durch
Selbſtmord ein Ende gemacht, und zwar ein Offizier,
ein Polizeibeamter a. D., ein Bäckermeiſter, ein
Hotelbeſitzer, ein Baumeiſter, ein Konditorei-
beſitzer und ein Badeanſtaltsbeſitzer. Zahlreiche
Eltern der in Frage kommenden Mädchen, die das unſittliche
Treiben nicht nur geſtattet, ſondern teilweiſe geradezu be-
günſtigt haben, ſind verhaftet worden.

Noch zwei Sittenbilder aus beſſeren Kreiſen“.
Eine ſenſationelle Wendung hat eine Eheſcheidungsklage ge

nommen, die der deutſche Baron Werther gegen ſeine Gattin,
die Tochter des früheren Miniſters des Auswärtigen von Braſi-
lien, Rio Branco, angeſtrengt hat. Nach einem Telegramm des
New Hork Herald machte Baronin Werther gegen ihren Gatten
eine Reihe aufſehenerregender Enthüllungen. Sie erklärte,
daß ihr Gatte aus dem braſilianiſchen Miniſterium des Aus-
wärtigen ſich Dokumente von größter Wichtigkeit angeeignet
habe und ſie mit dem Tode bedroht habe, falls ſie den braſi-
lianiſchen Behörden davon Mitteilung mache. Ferner behaup
tete ſie, daß Baron Werther häufig Unteredungen mit
dem damaligen deutſchen Geſchäftsträger in
Rio de Janeiro gehabt habe, und daß ihr Gatte außerdem zahl-
reiche Dokumente über die braſilianiſche Landesverteidigung
und die Pläne braſilianiſcher Feſtungen an Krupp und andere
deutſche Firmen ausgeliefert habe.

Es handelt ſich um die Eheſcheidungsklage des deutſchen
Barons Guſtav Karl Werther, der am 8. April 1876 in Dammig
geboren iſt und ſeit 24. Oktober 1901 mit der Tochter Rio Bran-
cos vermählt iſt. Baron Werther ſoll ſich augenblicklich in
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Ein blutiger Vorfall hat ſich in Peterebueg zwiſchen dem
vorübergehend dort weilenden 62 Jahre alten ſchen General
Prinz Anberg Mirza und ſeiner jungen, ſchönen Gattin
abgeſpielt. Sonnabend früh forderte die Prinzeſſin beim Er-
wachen, als ſie den General zum Ausgehen angekleidet ſah,
eine größere Summe Geldes, die ihr aus ihren Gütern zukam
Der General verweigerte die Hergabe, worauf die Prinzeſſi
augenblicklich einen Revolver unter dem Kopfkiſſen hervor
und drei Schüſſe auf ihren Gatten abfeuerte, die alle trafen
Der Prinz brach ohnmächtig zuſammen und mußte ins Hoſpi
tal gebracht werden.

Unſchuldig im Zuchthauſe.
Die Berliner Kriminalpolizei beſchäftigt ſich gegenwärtig mit

der Aufklärung eines Kapitalverbrechens, das ſeinerzeit großes
Aufſehen erregt hat. Jm Jahre 1908 wurde von dem Schwur-
gerichte in Elberfeld eine Frau Hamm wegen Beihilfe und An
ſtiftung zur Ermordung ihres Mannes zu 14 Jahren Zucht
haus verurteilt. Nach neueren Ermittlungen hat die Berliner
Kriminalpolizei nunmehr feſtgeſtellt, daß Frau Hamm des
Verbrechens nicht ſchuldig ſei. Trotz dieſer Auf
klärung befindet ſich Frau Hamm noch immer im Zuchthaus
zu Siegburg, wo ſie ihre Unſchuld beteuert. Es ſoll nunmehr
der Verſuch gemacht werden, eine Wiederaufnahme des
Verfahrens durchzuſetzen.

Der Mordkaplan von Nenuyork.
Der wegen Ermordung ſeiner Geliebten, der Haushälterin

Anna Aumüller, verhaftete Kaplan an der Bonifaziuskirche
zu Neuyork, Schmidt, hat bei ſeiner letzten Vernehmung der
Polizei eingeſtanden, daß er noch mehrere Morde be-
abſichtigt habe. „Dieſes gehört zu meinem Prieſteramt,“
ſagte Schmidt. Man fand in ſeiner Wohnung eine Anzahl
Scheine, wie ſie von Aerzten zu Todesurkunden benutzt werden.
„Jch wollte, ſagte Schmidt weiter, die Leute in ein beſſeres
Leben, ins Jenſeits, eingehen laſſen, denn ich bin der Anſicht
daß ſie im Jenſeits viel beſſer daran ſind als hier. Die Leute
haben nur nicht den Mut zu ſterben. Das iſt das ganze ſoziale
Problem. Jch weiß, daß es zu viel Menſchen auf der Welt
P und nicht genügend Geld für ſie da iſt. Jch habe auch
Mittel angewendet, und zwar aus dieſem Grunde, um die
Geburten zu vermindern. Eben deshalb wollte ich
auch falſches Geld herſtellen, um es den Leuten, die zu viel
Kinder haben, zu geben. Jch wollte zunächſt die Leute in

men a o 2D. r e BIiſi in. Dei ten Und Dieenigen, Die Und9eti-bar krank ſind und gerne ſterben mögen, da der Tod das beſter ſie iſt.“ Die Poligei glaubt, daß Schmidt dieſe zyniſchen
eußerungen nur macht, um ſich als irrſinnig hinzu-

ſtellen. Sie iſt der Anſicht, er ſei ein durchtriebener und
mit allen Hunden gehetzter Verbrecher.

Pégouds Krobolzflüge.
Der franzöſiſche Flieger Pégoud ſetzte am Sonntag er

Flugverſuche auf dem Flugplatze von Buc fort. Er warf bei
einem Fluge ſeinen Apparat ſo herum, daß die Flügel vierzig
Sekunden lang faſt ſenkrecht ſtanden. Pégoud wiederholte auch
ſeinen halzbrecheriſchen Flug, indem er mit dem Kopfe nach
unten eine Schleife nach Art des Looping the Loope beſchrieb.

Kleines Allerlei. Heftige Unwetter gingen am Sonn
abend über Oſtpfalz, Nordbaden, Südheſſen nieder. Wolken-
brüche und Stürme richteten großen Schaden am
Bergmannstod. Auf der Zeche Teutoburgia bei Herne
wurden drei Arbeiter durch Sturz in dewSchacht
Crrhwſeifene wen e Exploſion in einer Fabrik von
r wſtoffen wurden in Galdacano fünf Arbeiter ge
ötet.
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Ordentliche
Dagesordnung:

1. Bericht des Vorſtandes über das Geſchäftsjahr 1912/1913, Reviſionsbericht
des Aufſichtsrats, Genehmigung der Bilanz und Entlaſtung des Vorſtandes.
Wahl von fünf Aufſichtsratsmitgliedern und zwei Erſatzmännern.
Beſchlußfaſſung über die aus der Verſchmelzung ſich ergebende Uebernahme
des Grundſtückes des Allgemeinen Konſumvereins Zörbig.
Bericht über den Verbandstag in Blankenburg und den Genoſſenſchaftstag

Co b

in Dresden.
Der Auffichtsrat. A. Schöpe.

NB. Rur Ritglieder haben gegen Vorzeigung des Mitgliedsbuches Zutritt.

onsumverein Halle u. Umeeo.,
(eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht).

Dienstag, den 30. September 1913, abends 9 Uhr, im Volks

General-Versammlung.

P. Ellrich.

Es

An unsere Leser!
Wir bitten genau zu beachten, welche
Geschäftsleute bei uns inserieren und
alle die zu meiden, die ihre politische
Gegnerschaft auf das Geschäftsleben

übertragen.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 223 Halle (Saale), Dienstag den 23. September 1913 24. Jahrg.

Aus der Provinz.
Fortſchrittliche Oeffentlichkeitsfurcht.

Die ſogenannte fortſchrittliche Volkspartei hielt am Sonnahend
und Sonntag in Magdeburg ihren dritten Provinzialpartei-
ſag für die Provinz Sachſen ab. Der Sonnabend war aus-
chließlich einer ſogenannten politiſchen Feſtverſammlung gewidmet.
während am Sonntag die Delegiertenverſammlung tagte. Einen
Bericht über die Delegiertenverſammlung zu geben, iſt nicht mög-
lich, weil die Preſſevertreter hinausgewieſen wurden.
Dabei war die bürgerliche Preſſe zu den Verhandlungen ausdrück-
lich eingeladen worden, während einem ſozialdemokratiſchen Preſſe
vertreter auf Anfrage der Zutritt geſtattet worden war. Stadt-
rat Wolf betonte, er habe aber nach Rückſprache mit ſeinem Vor-
ſtandskollegen Rechtsanwalt Herzfeld- Halle kein Bedenken ge-
tragen, auch die gegneriſche Preſſe zuzulaſſen. Nebelung-Nord-
hauſen, Chefredakteur der Nordhäuſer Zeitung, wandte ſich gegen
die unbeſchränkte Zulaſſung der Preſſe und beantragte, drei Punkte
der Tagesordnung nichtöffentlich zu behandeln und zwar 1. den
Bericht der Bezirksverbände über die Vorgänge im Bezirk mit
beſonderer Berückſichtigung des Provinzialabkommens mit
der Nationalliberalen Partei gelegentlich der letzten Land
tagswahl, 2. die Frage der Organiſation und Agitation in
der Provinz und 3. die Frage: „Jſt ein Zuſammenſchluß der
fortſchrittlichen Mitgieder kommunaler Körper-
ſchaften für die Provinz notwendig Der Vorſitzende ſtellte
nach kurzer Debatte die Frage zur Abſtimmung, ob überhaupt
geheim verhandelt werden ſolle. Die Frage wurde von
den etwa 120 Delegierten ſo gut wie einſtimmig bejaht!
Nach dieſem Abſtimmungsergebnis verließen ſämtliche Preſſe-
vertreter drei bürgerliche und ein ſozialdemokratiſcher den
Saal. Der Magdeburger Lokalvarſitzende Lehrer Boer, der
offenbar die kapitale Dummheit des Beſchluſſes erkannte ſandte
den Preſſevertretern einen Vermittler nach mit dem Bemerken,
daß doch nur ein Teil der Verhandlungen nichtöffentlich ſein
werde. Jndeſſen vermochte das die Preſſevertreter nicht umzu-
ſtimmen, um ſo weniger, als die übrigen Tagesordnungspunkte
wenig oder gar kein Jntereſſe für die Oeffentlichkeit boten. Die
bürgerlichen Zeitungsleute waren beſonders erboſt darüber, daß ſie
hinausgewieſen wurden obgleich ſie ausdrücklich ein
geladen worden waren.

Allerhand erbauliche Vorkommniſſe bei den Verhandlungen über
das Landtagswahlabkommen 'mit den Nationalliberalen dürften
die Haupturſache der fortſchrittlichen Oeffentlichtskeitsfurcht ſein.
Der Beſchluß auf Ausſchluß der Preſſe trägt das Eingeſtändnis
der Schwäche in ſich, denn eine ſtarke Partei braucht die öffent
liche Erörterung am allerwenigſten ſolcher Dinge zu ſcheuen, die
wie das Wahlabkommen bereits der Vergangenheit angehören.
Das Eingeſtändnis der Schwäche wird noch dadurch uncerſtrichen
daß der erſte und der zweite Vorſitzende des Provinzialverbandes
die öffentliche Erörterung für bedenkenfrei hielten. Die liberalen
Angſthaſen haben ihrer Partei mit dieſem Beſchluß keinen
guten Dienſt erwieſen; ſie haben mit ihm die Tatſache in
bengaliſche Beleuchtung gerückt, daß nicht viel hinter den großer
Worten ſteckt, die mancher Fortſchrittler aus der Provinz
Sachſen gern von ſich gibt und an denen beſonders auch am
Tage vorher in der Feſtverſammlung kein Mangel war. Eine
beſondere Beleuchtung erfährt die Sache noch durch den Um
ſtand, daß der Antrag auf Ausſchluß der Preſſe von
eiwem AngehörigenderPreſſe geſtellt wurde,
dem Chefredakteur der fortſchrittlichen Nordhäuſer Zeitung.
Gerade dieſer Herr gefällt ſich gern in der Poſe eines unent-
wegten, aufrechten Freiſinnsmanns, der frei und offen und
rückſichtslos ſeine Meinung ſagt. Aber es iſt ſchon ſo: Der
eine fragt: was kommt danach, Der andre: was iſt recht?
Und darin unterſcheidet ſich Der Freie von dem Knecht!

Die öffentliche politiſche Feſtver ſammlung am Sonnabend
bot natürlich nicht übermäßig viel des Jntereſſanten. Sie brachte
einige Referate, während von jeglicher Diskuſſion Abſtand genommen
wurde. Nach den üblichen Begrüßungsanſprachen erhielt Prediger
Burſche- Nordhauſen das Wort. Er ſprach über Die geiſtige
Bedentung des Liberalismus“. Der Liberalismus ſei
einmal zu werten als politiſche Anſchauung und dann als politiſche
Partei. Als vor hundert Jahren mit der Wiedergeburt Preußens
ein neuer Geiſt aufkam, der das Bürgertum frei machte von dem
Gedanken, alles als gut hinzunehmen, was von oben kam, da ſchlug
auch die Geburtsſtunde des Liberalismus aus politiſcher An-
ſchauung. Den leitenden Geiſtern freilich wurden ſchnell ſchwere
Verfolgungen zu teil, der Liberalismus unterdrückt und bald
herrſchte auf politiſchem Gebiete wieder völlige Kirchhofsruhe. Die
junkerliche Reaktion war obenauf, bis 1848 die Entſcheidung auf
der Straße viel. Die Jdee des Liberalismus wurde ſiegreich. Es
kamen die Jahre 1866 und 70/71, aber was der Liberalismus unter
Wukße verſteht, das brachten ſie nicht. Und auch heute iſt die

olitiſterung des deutſchen Bürgers noch nicht weit genug fort
geſchritten. Durch die Ungunſt der Verhältniſſe aber dürfe ſich
niemand wankend machen laſſen, denn es kommen neue Geſchlechter,
die auf den Schultern der Alten n

Reichstags und Landtagsabgeordneter Weinhauſen Berlin-S dann über Politiſche Rückblicke und Aus-
blicke“. Die letzte große Wehrvorlage ſei für jedermann über-
raſ gekommen. Die fortſchrittliche Fraktion habe nach
reifſichem Erwägen der Wehrvorlage zugeſtimmt. Jn allen
Punkten ſei ſie von vornherein einig geweſen; in keiner Frage
habe auch nur vorübergehend eine Meinungsverſchiedenheit
geherrſcht. Weniger aus politiſchen als aus militärtechniſchen
Gründen aus ſei die Zuſtimmung der fortſchrittlichen
Fraktion Die Zuſtimmung zur Wehrvorlage habe der
fortſchrittlichen Volkspartei von links und rechts Angriffe einge
bracht. Den Sozialdemokraten gegenüber mit ihren Hinweiſen
auf die Mauſerung der Fortſchrittler zur Militärfrommheit ſei zu
bemerken, daß die Fortſchrittler nie grundſätzlich Gegner von
Heeresforderungen waren. Mancherlei Erörterungen habe die
Stichwahlparole von 1912 Jir die Sozialdemokratie!“ aus
gelöſt, aber alle abſprechenden Aeußerungen ſeien auf die fort
ſchrittlichen ler ohne Eindruck geblieben. (Wirklich Red.)Es handelte ſt ja auch nur um ein taktiſches n
und niemand denke daran, die Fortſchrittler zu Hörigen
Sozialdemokratie zu machen; ſie b eiben vielmehr ihre grundſätz
Uchen Gegner, die ſchärfer als je mit ihr die Klingen e
Die Nachwahlen brachten der Linken des Reichstags erfreuli
Zuwachs Das ſei aber auch nötig, denn es ſeien anſcheinend auf
der rechten Seite Konſtellationen im Werden, die für den kommen
den Winter größere Kraftproben erwarten laſſen. Die fortſchritt
liche Volkspartei werde auf ihrem Standpunkt ſtehen bleiben; ſie
werde vor allem auch darüber nicht mit ſich reden laſſen, ein
Geſetz zum Schutz der Arbeitswilligen zu ſchaffen.

Zu einem ußwort nahm dann Reichstagsabgeordneter
Köpſch das Wort. Der heutige politiſche Kampf ſei eigentlich

nur noch ein Streit um wirtſchaftliche Vorteile, ein Streit
darum, wer an der Staatskrippe ſitzen ſolte. Jnfoigedes zerrüttenden Kampfes des Bundes der Landwirte ſei es ſo

weit gekommen, daß die Landbevölkerung die Städter nicht mehr
verſtehe. Jn langen Ausführungen voll unnatürlichem Pathos,
das ihre Seichtheit und Jnhaltloſigkeit nicht im geringſten zu ver
decken vermochte, klagte Herr Kopſch dann über die Zerriſſenheit
des deutſchen Volkes. Von dem Grundſatz: „Gleiches Recht für
Alle!“ ſprach er in tönenden Phraſen, als ob ſich noch nie ein

ortſchrittler dagegen verſündigt hätte. Dann ſchalt er die Ein-
eitigkeit der Politik der Agrarier, der Sozialdemokraten und hob
eine eigene Partei als die alleinſeligmachende in den politiſchen

e wofür ihm die entzückten Zuhörer und die verzückten
uhörerinnen frenetiſch Beifall ſpendeten.

ach einigen belangloſen Ausführungen des Chefredakteurs
Nebelung-Nordhauſen, die auf die Aufforderung hinausliefen,
die Organiſation zu ſtärken, wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Merſeburg. Ein recht eigenartiges Mißgeſchick
paſſierte einem jungen Schmied H. von hier anläßlich des Meu
chauer „Erntedankfeſtes“. Trotzdem ſonſt die beiden Meu-

ſchauer Saalwirte ihre Lokale den Arbeitern zu Verſamm-
lungen ſtramm verweigern und damit beweiſen, daß ſie mit
der organiſierten Arbeiterſchaft nichts zu tun haben wollen,
ſind es meiſt jüngere, organiſierte Arbeiter, die Sonntags bei
den Tanzvergnügen dieſen Wirten ihre Lokale füllen. So
leider auch beim Erntefeſte. Jnfolge übermäßigen Alkohol-
genuſſes fühlten ſich einige Beſucher recht ſtark und mußten ſich
raufen. Völlig unbeteiligt an dieſen Rüpeleien, bekam der
Schmied von hinten einen ſtarken Stoß, ſo daß er mit dem
Kopfe an den Ofen flog und unglücklicherweiſe ſich den Tür-
haken ins Auge ſtieß. Die Tür mußte ausgehangen und konnte
nur unier ſehr großen Schmerzen aus dem Auge entfernt wer
den. Der junge Mann mußte ſich ſofort in ärztliche Behand-
lung begeben. Hoffentlich gelingt es, den rohen Menſchen haft-
bar zu machen. Der Vorgang iſt wieder eine Warnung für die
organiſierte Arbeiterſchaft, nur dort zu verkehren, wo ſie auch
ibre Rechte ausüben können. Der Correſpondent berichtet zwar
über den Vorfall, läßt jedoch den Ortsnamen ſchamhaft weg.
Echt liberal. Welches Geſchrei hätte das Blättchen erhoben,
wenn der Unfall ſich in der Kaiſer- Wilhelmshalle ereignet
hätte.

Pafſſendorf. Gemeindevertreter Sitzung. Bei der
Protokoll-Verleſung kam die Angelegenheit der Billettſteuer des
Evangeliſchen Arbeitervereins nochmal zur Sprache. Es wurde
dem Gemeindevorſteher anheimgegeben, die Sache in Ordnung zu
briugen, und zwar mit der Anweiſung, daß der Verein eine der
Einnahme entſprechende Pauſchale zu zahlen hat. Aus dem Be
richte der Rechnungsprüfungskommiſſion der Steuerabſchlüſſe iſt
zu entnehmen, daß bei 20598 Mk. Einnahmen ein Defizit von
22 Mk. entſtanden iſt, welche auf das nächſte Jahr vorgetragen
werden. Dem Maurer Kutſcher aus Halle wurde die Erlaubnis,
auf dem Türkſchen Grundſtück ein Wohnhaus zu errichten, unter
notarieller Feſtlegung einer Reihe von Bedingungen erteilt. Gegen
Zahlung einer Anerkennungsgebühr wird Herrn Dehne geſtattet,
eine nicht der Bauordnung entſprechende Umzäunung ſtehen zu
laſſen. Es wurde dann Kenntnis gegommen von dem Antrag
eines Unterſtützungswohnſitzes. Zum Schluß wurde von den
Gemeindevertretern Proteſt erhoben gegen die eigenmächtige
Sperrung des Weges an der Rennbahn bei der am Sonntag ver
anſtalteten Luftſchifflandung, da der Reiterverein gar kein Recht
dazu hat und dieſer Weg Eigentum der Gemeinde Paſſendorf iſt.
Bei dieſer Gelegenheit ſei deshalb darauf hingewieſen, falls auf
Grund dieſes Verbats eine Siſtierung von den Beamten vorge-
nommen ſein ſollte, fich dieſe Perſonen an den Gemeindevorſteher
Fuß in Paſſendorf wenden ſollen.

Schkenditz. mordspatriotiſcher Erziehung.
Auch hier hat der Sedanunfug geradezu bedenkliche Formen an
genommen. Da ziehen die Kinder, auch die organiſierter Arbeiter,
mit Laternen und Feuerwerkskörpern ausgerüſtet, in den Straßen
verum und verüben einen ungeheuren Lärm. Was das Spielen
mit Feuerwerkskörpern für unheilvolle Folgen haben kann, zeigt
folgender ſehr bedauerlicher Unfall. Der neunjährige Sohn des
Maſchiniſten Reinfrank iſt ſeit dem Sedantage ganz begeiſtert auf
Feuerwerkskörper. Nach Sedan lief er faſt alle Straßen ab und
ſuchte die teils verbrannten Feuerwerkskörper zuſammen. Jmmer
tändelte er mit anderen Kindern und war ſichtlich erfreut, wenn
er einmal einen Feuerwerkskörper bekam. So kam vor einigen
Tagen der Knabe aus der Schule nach Hauſe und hatte eine Jagd
patrone. Die Mutter war im Waſchhauſe, dies benutzte der Knabe
und machte ſich in der Küche an der gefüllten Patrone zu ſchaffen.
Die Patrone explodierte und verletzte das Kind lebensgefährlich
an Kopf und Hand. Obwohl die Polizeiverwaltung jährlich ohne
Erfolg Verordnungen erläßt, die das Verkaufen und Abbrennen
von Feuerwecrkskörpern verbieten, wäre es ſehr wünſchenswert,
wenn Schule, Elternhaus und Polizei gemeinſam dieſen Unſinn
am Sedantage ernſtlich bekämpfen würden.

Großlehna. Sozialdemokratiſcher Verein. Durch die
Teilung des Diſtrikts Altranſtädt mußte ſich der Diſtrikt Lehna
mit der Wahl des Vorſtandes beſchäftigen. Vor Eintritt in die
Tagesordnung wurde das Ableben der Genoſſin Nebrig in üblicher
Weiſe geehrt. Als 1. Vorſitzender wurde H. Voigt, als Stellvertreter
Bretſchneider, als Kaſſierer Beier, als Schriftführer Pfeiffer, als
Stellvertreter Bach gewählt. Reviſoren ſind Nolte und Renz.
Das Agitationskomitee beſteht aus den Genoſſen Eichner, Leine,
P. Voigt und Frau Bach, der Bildungsausſchuß aus Bretſchneider,
Jäger, Kämpfer und Prattke. Hauskaſſierer ſind Chriſtel und
O. Eichner. Mitgliederverſammlungen finden jeden zweiten Sonntag
im Monat, nachmittags 3 Uhr, ſtatt.

Eisleben. Verbeſſerte „Mittelſtandspolitik“. Wir
berichteten kürzlich von der Erhöhung des Standgeldes aus An-
laß des diesjährigen Wieſenmarktes. Jn dem Artikel kritiſierten
wir die gewaltige Standgelderhöhung. Heute können wir berichten,
daß für dieſes Jahr die praktiſche „Mittelſtandspolitik“ nicht ganz
zur Anwendung kommt, ſondern nur teilweiſe wenn die Markt-
bezieher darum einkommen. Die Aenderung iſt die Folge von
zwei Verſammlungen der Marktbezieher, die über die Neuordnung
und Belaſtung ſehr in Erregung gebracht waren. Es ſollen für
diesmal zahlen die Schankzeltbeſizer pro Quadratmeter 15 Pf.
und die anderen Marktbezieher pro Quadratmeter 25 Pf. für die
Dauer des ganzen Marktes. Jm Jahre aber ſollen die
ſchon bekanntgegebenen Sätze voll zur Anwendung kommen. Wir
glauben, daß man damit den ſonſt ſo gern beſuchten Markt ſeiner
bisherigen Bedeutung beraubt, weil er dann von Budenbeſttzern
nicht mehr ſo bezogen wird, als wie es bis jetzt der Fall war.
Statt der erhofften Mehreinnahme an Standgeld wird dann eine
Mindereinnahme zu verzeichnen ſein. Und den Verkehr, den man
ſo gern haben will, hat man künſtlich zurückgedrängt. Es beſtand
W diesmal Gefahr, daß große Unternehmen dem Markt den

ücken kehrten, wenn die vollen Standgeldſätze zur Anwendung
kämen. Vielleicht ſieht man noch rechtzeitig ein, daß die Neuord-
nung der Stadt nicht zum Vorteil, ſondern zum Nachteil iſt und
hebt ſie ſchleunigſt wieder auf.

„Kerneinwohner.“ Mancher Leſer wird denken, was iſt
das für eine neue Sorte Menſchen Es ſind dies die armen
Hausagrarier, deren Wohnungen leer ſtehen und um die fich ſonſt
kein Menſch kümmert, während ringsum Wohlſtand zu ſehen iſt.
Siegreich und lautlos gingen ſie unter. So ffizziert ein Mitglied
dieſer bedauernswerten Kerneinwohner ſeine Sekte in einem Ein

geſandt in der Eisleber Zeitung, weil mehrfach gegen das enorme
Standgeld zur Vogelwieſe proteſtiert wurde. Wir meinen, die
Hausbeſitzer bilden an ſich überhaupt keinen Erwerbsſtand, der
berechtigt wäre, mißgünſtig auf wirkliche Erwerbsklaſſen hinüber-
zublicken. Sie laſſen doch nur ihr Geld „arbeiten“ und ſtehen
mit Rentiers und Dividendenſchluckern meiſt auf einer Stufe.
Sie erfahren deshalb auch eine gepfefferte Entgegnung, in der es
heißt, wenn Wohnungen leer ſtehen, ſoll man die Mieter anſtändig
de und im übrigen ſelber Hände und Beine rühren, um

ärts ju kommen. Das war den Herren „Kerneinwohnern“
gut geſagt Sind ſie doch nur meiſt die Schale, den wirklichen Kern
der Einwohnerſchaft bilden überall die Arbeiter, die einzig und
allein wirklich nützliche Arbeit leiſten.

Mausfeld. Unglücksfall. Der beim Ban der Wippertal-
bahn beſchäftigte italieniſche Arbeiter Jlia Tropaz wurde von einer
Lore überfahren. Dem Verunglückten wurden beide Beine ſchwer
verletzt, ſodaß er in das Hettſtedter Krankenhaus transportiert
werden mußte.

Gerbſtedt. Jugendlicher Uebermut. Ein 7 jähriger
ruſſiſcher Arbeiter, der auf dem Rittergute beſchäftigt iſt, ſprang
zur Frühſtückspauſe, um ſchnell von dem hohen Diemen herunter
zu kommen, von dieſem ab. Seinen jugendlichen Uebermut büßte
der junge Mann damit, daß er mit zerbrochnem Unterſchenkel
liegen blieb. Der Verunglückte fand Aufnahme im Johanniter-
Krankenhauſe.

Wittenberg. Die Generalverſammlung des Konſum-
vereins, welche in Ackermanns Garten ſtattfand, war gut be-
ſucht und hörte zunächſt einen Bericht vom Unterverbandstag.
Die Genofſſenſchaft iſt in guter Entwicklung begriffen und bezieht
zurzeit ihr zweites neues Heim in Klein-Wittenberg, das, aus
Mitteln der Genoſſenſchaft aufgeführt, beredtes Zeugnis ablegt
von der inneren Kraft des Vereins. Ein wichtiger Punkt war
eine Anreſung der Berwaltung, das Markenſyſtem zu ändern.
Die Genoſſenſchaft führt noch Blechmarken, die einesteils recht
unreinlich und zweitens eine genaue Markenkontrolle nicht ge-
ſtatten. Die Verwaltung ſchlägt vor, das Rollmarkenſyſtem ein
zuführen, das bei größerer Reinlichkeit auch beffere Kontrollen
geſtatte. Die Regiſtrierkaſſen, welche in der Debatte ebenfalls
empfohlen wurden, ſind recht unrentabel, ſodaß die Verwaltung
ſich nicht dafür erwärmen kann. Sie glaubt, beim Rollmarken-
ſyſtem mit 300 Mk. jährlich auszukommen. Die Diskuſſion ging
lange hin und her; auch das Pappmarkenſyſtem, wie es der große
Leipziger Verein hat, wurde debattiert. Zu einem einheitlichen
Entſchluß kam es nicht, ſodaß die Verwaltung ſich weiter mit der
Materie beſchäftigen wird, um einer ſpäteren Verſammiung einendefinitiven Antrag zu unterbreiten. Nach Wahl dreier r
ratsmitglieder und Erledigung einiger geſchäftlicher Anfragen
ſchloß die Veſammlung.

Torgau. Vom Rathaus. Jn der am Donnerstag ſtatt
gefundenen Sitzung der Stadtverordneten wurden vorerſt
einige Angelegenheiten erledigt, die nicht auf der Tagesord
nung verzeichnet waren. Dem wiſſenſchaftlichen Lehrer Völ
zow, der als Oberlehrer nach Gleiwitz geht, wird die erbetene
Entlaſſung ſchon zum 15. Oktober gewährt. t werden
die Koſten, welche entſtehen durch die Teiknahme des Stadt
ſparkaſſenRendanten Lamprecht an einem Sparkaſſen eamten-
Kurſus in Halle. Bei dieſer Gelegenheit machte Stadrat
Northe die Mitteilung, daß Torgau Ausſicht habe, eine Reichs
banknebenſtelle zu erhalten. Dieſe Geſchichte iſt aber mit Aus
gaben verknüpft; denn es müſſen die Kaffenräume ſowie auch
die Wohnung des Vorſtehers von der Stadt gewährt werden.
Die hierfür aufzubringende Summe beträgt rund 3000 Mark.
Nach kurzer Debatte erklärten ſich die Stadtverordneten berett,
die eventl. erforderlichen Mittel zu bewilligen. Werter nahm
die Verſammlung Kenntnis von einem durch den Stadtbaurat
Rothe ausgearbeiteten Plan, der die Verkegung der ffen
räume betrifft. Nach dieſem foll die Sparkaſſe in den jetzigen
Sitzungsſaal der Stadtverordneten verlegt werden und die
Stadtverordneten ſollen ihre Sitzungen in der ſogen. Trink
ſtube des Rathauſes abhalten. Alsdann trat man in die
Tagesordnung ein, beginnend mit der Frage über die Pflafte
rung der Döbernſchen Straße. Es wurde beſchloſſen, die
Pflaſterung bis zur Stadtgrenze vorzunehmen, aber nur unter
der Bedingung, wenn Kreis und Provinz Beihilkfen gewähren.
Die Stadt hatte ſich an das Provinzial-Schulkollegium ge
wandt, ob beim Gymnaſium- Neubau die angere Beihilfen
ungefähr 80 000 bis 90 000 Mark, ihr zur Ve ſtänden
Das ProvinzialSchulkollegium will dieſe Frage erſt beant-
worten, wenn ein Neubau definitiv beſchloſſen iſt. Auch an
den Regierungspräfidenten hatte ſich die Stadt gewandt, um
eine möglichſt niedrige Tilgungsquote (1 Prozent) der Bau
ſumme zu erreichen. Dieſes hat keine Ausſicht auf Geneh-
migung, denn es werden 2 bis 3 Prozent in Frage kommen.
Ein Beſchluß ſoll gefaßt werden, ſobald das Projekt vom
Stadtbauamt ausgearbeitet iſt. Auf eine Anfrage nach ſtaat
lichen Beihilfen zum Bau von Turnhallen antwortete der
Regierungspräſident, daß dieſe nur gewährt werden, wenn die
Turnhallen der nationalen Jugendpflege dauernd
zur Verfügung geſtellt werden. Ein Schmerzenskind iſt die
ſtädtiſche ElbſtromBadeanſtalt. Zunächſt mußten wieder ein
mal für Neu und Vergrößerungsarbeiten 728 Mk. nachbewilligt
werden. Und noch immer iſt ſie viel zu klein, denn die Bau
deputation hat neuerdings beſchloſſen, das Herrenſchwimmbad
um 5 Meter zu verlängern und das Volkshad doppelt ſo groß
als gegenwärtig zu erbauen und in die nächſte oberhalb ge
legene Buhne zu verlegen. Bei dieſer Gelegenheit tauchte
wiederum der Plan der Errichtung eines Winter-
ſchwimmbades auf. Stadtbaurat plant, das Bad
in der Nähe des Schlachthofes zu errichten. Der Erſte Bürger
meiſter häkt indeſſen an ſeinem Plane, einen Gaſometer zu
einem Schwimmbade auszubauen, feſt. Der Magiſtrat wurde
erſucht, Erwägungen anzuſtellen. Dem Pächter der Slbſtrom
badeanſtalt werden 150 Mk. Pacht erlaſſen. Weiter beſchloß
man, eine weibliche Fortbildungsſchule zu errich
ten, welche ihren Unterricht mit dem 1. 1914 beginnt.

Schildan. Die fälligen Steinbruchsunfälle. Am
Sonntag vormittag verunglückte der Stein Hermann Paſchie
aus Schildau im Steinbruche zu ütz. Er ſtolperte und kam
zwiſchen zwei Loren, wodurch ihm der Fuß am Knöchel arg ge
quetſcht wurde. Nachdem ihm ein Notverband angelegt war, wurde
er nach Hauſe gefahren. Am Nachmit verunglückte der Stein
arbeiter Jentſch aus Audenhain. Er ſiel hin und zog ſich am
Kopfe und dem Arme Schnittwunden zu; er wurde verbunden
und nach Hauſe geſchickt.

Halberſtadt. Schweres Schachtunglüdck. In dem
neuen Kaliſchacht der Gewerkſchaft Dingekſtedt hat in der
Nacht zum Sonntag ein ſchweres Unglück ereignet. h
Arbeiter befanden ſich in dem bereits über 200 Meter tiefen
Schacht und waren dort mit Abteufen beſchäftigt, als die
Bühne brach und infolgedeſſen die darauf befindlichen Arbeiter
etwa 30 Meter tief hinabſtürgzten. Während einige mit leich
ten Verletzungen davongekommen find, wurden die Arbeiter
Heinrich Gutjahr aus Darmſtadt und Karl Kupfer aus Aſpen
ſtedt getötet.

Bei akuten und chronmiſchen urchfällen derwachſenen hat ſich „Kufeke t Waſe oder
als leichtverdauliche, die Ernährung regelndeglänzend bewährt. Es führt dem Korper die

ohne Magen und Darm von neuem zu reizen.
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